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Erhebung zur Belastbarkeit der 
Automatenaufstellunternehmer  
mit Vergnügungsteuer
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4  |  Vergnügungsteuer

Spieleinsatz	 Hierunter wird derjenige Betrag verstanden, den der Spielende als Einsatz am  
	 Unterhaltungsautomaten mit und ohne Geldgewinnmöglichkeit erbringt.

Kasse	 Spieleinsatz abzüglich des Gewinns des Spielenden.

Stückzahlmaßstab	 Bemessungsgrundlage für die Besteuerung unter anderem von Geldspiel- 
	 geräten mit Vergnügungsteuer. Die Vergnügungsteuer wird beim Stück- 
	 zahlmaßstab nach der Anzahl der aufgestellten Geräte berechnet, wobei pro  
	 Gerät ein zuvor fixierter Steuerbetrag erhoben wird.

Wirklichkeitsmaßstab	 Bemessungsgrundlage für die Besteuerung unter anderem von Geldspiel- 
	 geräten mit Vergnügungsteuer. Im Gegensatz zum Stückzahlmaßstab  
	 erfolgt die Besteuerung beim Wirklichkeitsmaßstab nicht unabhängig von der  
	 Nutzung/Frequentierung des Gerätes, sondern auf Basis einer Umsatzgröße.  
	 Diese Größe kann im Zusammenhang mit Geldspielgeräten sein: Spieleinsatz,  
	 Brutto- oder Nettokasse.

Kommune 	 Eine Kommune ist eine Gebietskörperschaft des öffentlichen Rechts. Der  
	 Begriff Kommune umfasst aus Gründen der Übersichtlichkeit und besseren  
	 Lesbarkeit sowohl Städte und Gemeinden als auch Gemeindeverbände oder  
	 Landkreise.

Glossar
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1	 Vorwort

Die Besteuerung von Automatenaufstellunternehmern und -unternehmen mit 
Vergnügungsteuer auf Unterhaltungsautomaten ist in den vergangenen Jahren in 
Deutschland einem fortwährenden Wandel unterworfen. Insbesondere aufgrund 
einschlägiger Urteile wie beispielsweise des Urteils des Bundesverfassungsge-
richts aus dem Jahre 2009 (Grundgesetzwidrigkeit des Stückzahlmaßstabs bei 
der Erhebung der Vergnügungsteuer) ist ein zunehmender Übergang der Kom-
munen von der pauschalen Besteuerung pro Automat (Stückzahlmaßstab) auf 
den sogenannten Wirklichkeitsmaßstab zu verzeichnen.

Für die Automatenaufstellunternehmer und -unternehmen bedeutet dies den 
Wechsel von einer pauschalen Vergnügungsteuer hin zu einer von geräteindivi-
duellen Faktoren bestimmten Besteuerung ihrer Tätigkeit. Mit dieser fortschrei-
tenden Umstellung der Bemessungsgrundlage geht vielfach eine höhere Belas-
tung der Unternehmer und Unternehmen mit Vergnügungsteuern einher.

Hieraus ergibt sich die Frage, inwieweit diese Entwicklung sich auf die Existenz-
fähigkeit der Unternehmen auswirkt. Die AWI Automaten-Wirtschaftsverbände-
Info GmbH hat die KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft daher mit der 
Durchführung einer entsprechenden Umfrage beauftragt.

Ziel der Umfrage ist die rechnerische Ermittlung eines repräsentativen maximal 
tragbaren Vergnügungsteuersatzes, der es Unternehmen der Automatenauf-
stellbranche ermöglicht, keinen Jahresfehlbetrag zu erwirtschaften und darüber 
hinaus eine angemessene Eigenkapitalrendite zu erzielen. Hierzu wurden über 
6.000 betroffene Unternehmen deutschlandweit angeschrieben.

Wir wünschen Ihnen eine interessante und spannende Lektüre.

Prof. Dr. Vera-Carina Elter	 Simon Faust
Partner, Advisory	 Manager, Advisory	  
KPMG AG 	 KPMG AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft	 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
T +49 211 475-6069	 T +49 89 9282-4407 
veraelter@kpmg.com	 sfaust@kpmg.com
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6  |  Vergnügungsteuer

dass einem durchschnittlichen Betrei-
ber die Berufsausübung unmöglich 
gemacht wird, wenn er keinen ange-
messenen Gewinn erwirtschaften 
kann.4 Die Beweislast tragen die Auto-
matenaufstellunternehmer. Sie können 
jedoch den notwendigen Nachweis 
einer wirtschaftlich erdrosselnden Wir-
kung derzeit in einem Gerichtsverfah-
ren nicht erbringen, weil eine valide 
und nachvollziehbare, breite Daten-
basis der Branche beziehungsweise 
der in der jeweiligen Kommune täti-
gen Aufstellunternehmer in der Regel 
fehlt. Vor diesem Hintergrund hat die 
AWI Automaten-Wirtschaftsverbände-
Info GmbH KPMG damit beauftragt, 
eine zentrale, deutschlandweite Erhe-
bung durchzuführen, um die derzeit 
noch bestehende Informationslücke 
zu schließen. Durch die Umfrage sol-
len aussagekräftige und repräsentative 
Daten gewonnen werden.

Die Übersicht5 in Abbildung  1 stellt 
die Bemessungsgrundlagen dar, die in 
Deutschland bei der Erhebung der Ver-
gnügungsteuer Verwendung finden.6

2	 Konzeption der Umfrage

2.1	 Zielsetzung der Umfrage

Mit der vorliegenden Auftragsumfrage 
untersucht KPMG die wirtschaftliche 
Situation von Automatenaufstellunter-
nehmen in Deutschland. Der Schwer-
punkt der Umfrage liegt dabei auf der 
Belastung der befragten Unternehmen 
durch die Vergnügungsteuer. Hinter-
grund des Auftrags und der darauf-
hin durchgeführten Umfrage sind die 
Änderungen im Hinblick auf die Art 
der Erhebung der Vergnügungsteuer  – 
insbesondere die Veränderung der 
Bemessungsgrundlage – sowie die 
Höhe der hierauf angewendeten Ver-
gnügungsteuersätze.

Die Kommunen1 sollen zwar bei der 
Festsetzung der Vergnügungsteuer 
sicherstellen, dass sie einerseits keine 
erdrosselnde Wirkung entfaltet und 
andererseits auf die Spieler an den 
Geldspielgeräten und Unterhaltungs-
automaten abwälzbar bleibt.2 Aller-
dings sind die Kommunen hinsicht-
lich der Bemessungsgrundlage und 
der Höhe der Vergnügungsteuersätze 
grundsätzlich frei.3 Die betroffenen 
Unternehmen der Automatenaufstell-
branche sind daher in der Regel auf 
den Klageweg angewiesen, wenn sie 
in diesem Zusammenhang nachwei-
sen wollen, dass die effektiv resultie-
rende wirtschaftliche Belastung aus 
der Vergnügungsteuer der jeweiligen 
Kommune für einen durchschnittli-
chen Betreiber wirtschaftlich erdros-
selnd (im juristischen Sinne) wirkt. Die 
Erdrosselung stellt nach herrschender 
Meinung einen Verstoß gegen Arti-
kel  12 des Grundgesetzes dar. Dieser 
Verstoß resultiert aus der Tatsache, 

Abbildung 1 
Bemessungsgrundlagen der Vergnügungsteuer 
in Deutschland
Anzahl der Kommunen

Quelle: Trümper, Jürgen  /  Heimann, Christiane5

	 1	Stückzahl
	 2	Kasse (brutto oder netto)
	 3	Spieleinsatz
	 4	Wahlrecht zwischen Stückzahlmaßstab (1) 

		  und Wirklichkeitsmaßstab (2 und/oder 3)
	 5	Keine Besteuerung mit Vergnügungsteuer
	 6	Sonstige

581

451

36

278

4

263

1	 Eine Kommune ist eine Gebietskörperschaft des öffentlichen  
	 Rechts. Der Begriff Kommune umfasst im Folgenden aus  
	 Gründen der Übersichtlichkeit und besseren Lesbarkeit sowohl  
	 Städte und Gemeinden als auch Gemeindeverbände oder Land 
	 kreise. 
2	 Vergleiche Kasper, Andreas: Kommunale Steuern, Stuttgart:  
	 DGV Kohlhammer, 2006, S.  243 f. 
3	 Ebenda 
4	 Vergleiche Kuplich, Matthias: Die Vergnügungssteuer und Spiel- 
	 geräte mit Gewinnmöglichkeiten, in: KommJur, 2011, S.  85 – 92,  
	 S.  90. 
5	 Vergleiche Trümper, Jürgen / Heimann, Christiane: Angebots- 
	 struktur der Spielhallen und Geldspielgeräte in Deutschland  
	 (Stand: 01.01.2010), Unna: Arbeitskreis gegen Spielsucht e.V.,  
	 2010, S.  591 ff. 
6	 Die dargestellten Bemessungsgrundlagen basieren auf Daten  
	 des Jahres 2009. Seit diesem Zeitpunkt ist eine grundsätzliche  
	 Tendenz hin zu einer höheren Anzahl von Kommunen, die auf  
	 den Wirklichkeitsmaßstab (2 und 3) übergehen, zu verzeichnen.
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2.2	 Rechtliche Hintergründe als 
Ausgangspunkt der Umfrage

Die Vergnügungsteuer ist eine Ver-
brauchs- und Aufwandsteuer 7, die 
von den Kommunen erhoben wird. 
Der Vergnügungsteuer unterliegen 
bestimmte Veranstaltungen, die ent-
weder in den Kommunalabgabenge-
setzen oder in den Vergnügungsteuer-
gesetzen der einzelnen Bundesländer 
festgelegt werden.8 Zu den betroffe-
nen Veranstaltungen zählt unter ande-
rem auch der Betrieb von Spiel- und 
Unterhaltungsautomaten mit und ohne 
Gewinnmöglichkeit sowie ähnlicher 
Spielgeräte, beispielsweise in Spiel-
hallen, spielhallenähnlichen Unter-
nehmen oder Gast- und Schankwirt-
schaften. Nicht jedes Bundesland hat, 
wie oben angedeutet, ein gesonder-
tes Vergnügungsteuergesetz. Zurzeit 
haben nur noch das Saarland und die 
Stadtstaaten Landes-Vergnügungsteu-
ergesetze. Bayern erhebt als einziges 
Bundesland keine Vergnügungsteuer. 
In Baden-Württemberg oder Sach-
sen-Anhalt beispielsweise sind die 
Kommunen laut den jeweiligen Kom-
munalabgabegesetzen berechtigt, ört-
liche Verbrauchs- und Aufwandsteu-
ern, also auch Vergnügungsteuern zu 
erheben.9 Die Bemessungsgrundlage 
sowie die Höhe des Vergnügungsteu-
ersatzes sind in den einzelnen Kom-
munen unterschiedlich. Die genauen 
Vorschriften sind in den jeweiligen von 
den Kommunen erlassenen Satzun-
gen beziehungsweise – sofern noch 
vorhanden – in den Vergnügungsteu-
ergesetzen des jeweiligen Bundes-
landes geregelt. Die unterschiedliche 
Handhabung sowie auch die Tatsache, 
dass in Bayern sowie einigen Kommu-
nen anderer Bundesländer keine Ver-
gnügungsteuer erhoben wird, führt 
zu einer starken Heterogenität dieser 
Steuer in Deutschland. 

Im Folgenden soll ein kurzer Überblick 
über die jüngere Historie der Vergnü-
gungsbesteuerung und die wichtigs-
ten Satzungsinhalte gegeben werden, 
wobei der Fokus auf die Vergnügung-
steuer gelegt wird, die auf Spiel- und 
Unterhaltungsautomaten – speziell 
Geräte mit Geldgewinnmöglichkeit – 
erhoben wird.

Die Steuerpflicht für die Vergnügung-
steuer setzt grundsätzlich nicht bei 
demjenigen an, der an einem Spiel- 
und Unterhaltungsautomaten spielt, 
sondern beim Aufstellunternehmer.10 
Eine unmittelbare Steuererhebung 
beim Spieler selbst ist praktisch kaum 
durchführbar. Steuerschuldner ist des-
halb der Aufstellunternehmer.11 Steu-
erträger ist dagegen der Spieler, der 
einen Unterhaltungsautomaten mit 
oder ohne Geldgewinnmöglichkeit 
bedient. Steuergegenstand ist das in 
das Spielen investierte Kapital. Sobald 
ein Spielgerät aufgestellt, angeschlos-
sen und betriebsbereit ist, beginnt die 
Steuerpflicht und sie endet mit der 
Entfernung des Spielgeräts. Sofern die 
Vergnügungsteuer auf Grundlage einer 
Kommunalabgabenordnung erhoben 
wird, müssen sämtliche Bestimmun-
gen hierzu durch eine beschlossene 
und erlassene Satzung der jeweiligen 
Kommune umgesetzt werden.12 
Solche kommunalen Satzungen müs-
sen sich in der Regel auf die  – für je-
des Bundesland unterschiedlichen –  
Gemeinde- und Kommunalabgaben-
ordnungen beziehungsweise auf das 
in dem jeweiligen Bundesland gültige 
Vergnügungsteuergesetz beziehen.13 

7	 Die Gesetzgebungskompetenz für örtliche Aufwandsteuern ist  
	 in Art. 105 Abs.  2a Grundgesetz geregelt. 
8	 Vergleiche Risch, Mandy / Kerst, Andreas: Eventrecht kompakt:  
	 Ein Lehr- und Praxisbuch mit Beispielen aus dem Konzert- und  
	 Kulturbetrieb, Berlin: Springer Verlag, 2009, S.  457. 
9	 Vergleiche zum Beispiel Kommunalabgabengesetz Baden- 
	 Württemberg in der Fassung vom 09.  Mai 2009, § 9 Abs. 4. 
10	Vergleiche Wolff, Heinrich Amadeus: Die kommunale Spiel- 
	 gerätesteuer und ihr Bemessungsmaßstab, in: NVwZ, 2005,  
	 S.  1241 – 1246, S.  1242  f. 
11	 Vergleiche beispielsweise Vergnügungsteuergesetz Bremen in  
	 der Fassung vom 01. April 2011, § 2 Abs. 1 oder Heil, Michael,  
	 in: Beck’sches Steuer- und Bilanzrechtslexikon, Edition 2/11,  
	 Rn. 1 – 4. 
12	 Vergleiche Kasper, Andreas: Kommunale Steuern, Stuttgart:  
	 DGV Kohlhammer, 2006, S.  190  ff. 
13	 Ebenda
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8  |  Vergnügungsteuer

In der Vergangenheit wurde die Ver-
gnügungsteuer ausschließlich nach 
der Anzahl der aufgestellten Geräte 
festgesetzt (Stückzahlmaßstab).14 Bei 
dieser Form der Besteuerung wurde 
pro Gerät grundsätzlich ein fixer Betrag 
erhoben, wobei sich der Betrag je 
nach Aufstellungsort unterscheiden 
konnte. So wurde bei Anwendung 
des Stückzahlmaßstabs häufig ein 
höherer Betrag pro Gerät bei Aufstel-
lung in Spielhallen als bei Aufstellung 
in Gaststätten angesetzt. Aufgrund 
eines Grundsatzurteils des Bundesver-
waltungsgerichts vom 13. April 2005 
ist die Besteuerung für Geräte mit 
Gewinnmöglichkeit mit einem fixen 
Betrag pro Gerät nur noch begrenzt 
möglich.

Die Richter des Bundesverwaltungs-
gerichts trugen den Kommunen auf, 
den Charakter einer Aufwandsteuer 
bei der Wahl der Bemessungsgrund-
lage zu berücksichtigen. Dies erfor-
dert, dass die Bemessungsgrund-
lage einen „lockeren Bezug“15 zum 
Vergnügungsaufwand, das heißt zum 
Spieleinsatz aufweisen sollte. Nach 
Ansicht des Bundesverwaltungsge-
richts ist das der Fall, wenn die Ein-
spielergebnisse einzelner Geldspiel-
geräte um nicht mehr als 50 Prozent 
vom Durchschnitt der Einspielergeb-
nisse dieser Geldspielgeräte in einer 
Kommune abweichen. Dies bedeutet, 
dass der Stückzahlmaßstab seit die-
sem Urteil in einer Kommune nur noch 
dann angewendet werden kann, wenn 
die Einspielergebnisse eines einzelnen 
Spielgeräts nicht mehr als 25 Prozent 
über oder unter dem Durchschnitt aller 
Geräte in der jeweiligen Kommune lie-
gen. Zur Prüfung dieser Voraussetzung 
ist vom Bundesverwaltungsgericht ein 
detailliertes Prüfschema entwickelt 
worden, das die Kommunen anwen-
den müssen.16

Kritisch an der pauschalen Besteue-
rung war, dass Geräte, bei denen die 
Spieleinsätze im Vergleich zu ande-
ren Geräten eines Automatenaufstel-
lers unterdurchschnittlich waren, mit 
demselben Steuerbetrag belastet wur-
den, wie Geräte, an denen überdurch-
schnittlich hohe Spieleinsätze getätigt  
wurden. Zudem war durch eine Pau-
schalbesteuerung der Charakter einer 
Aufwandsteuer, das heißt einer Steuer, 
die sich nach dem Aufwand, wie bei-
spielsweise dem Spieleinsatz bemisst, 
nicht gegeben. Voraussetzung für 
eine Besteuerung des Spieleinsat-
zes ist jedoch, dass dieser zuverlässig 
bestimmbar ist. Lange Zeit war dies 
kaum möglich, da Geräte nicht mit ent-
sprechenden Zählwerken ausgestat-
tet waren, sodass schon aus diesem 
Grund am Stückzahlmaßstab für die 
Besteuerung festgehalten wurde.14	 Vergleiche Wolff, Heinrich Amadeus: Die kommunale Spiel- 

	 gerätesteuer und ihr Bemessungsmaßstab, in: NVwZ, 2005,  
	 Seite  1241 – 1246, S.  1241. 
15	 Bundesverwaltungsgericht vom 13.04.2005  – 10  C  5.04, S. 1. 
16	Bundesverwaltungsgericht vom 13.04.2005  – 10  C  5.04.
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Seit dem 1. Januar 1997 sind aufgrund 
einer freiwilligen Selbstverpflichtung 
der Automatenwirtschaft sämtliche 
Geldspielgeräte mit Gewinnmöglich-
keit mit nicht manipulierbaren elekt-
ronischen Zählwerken ausgestattet.17 
Dennoch haben die Kommunen auch 
danach am Stückzahlmaßstab fest-
gehalten, was in der Folge Gegen-
stand weiterer gerichtlicher Verfah-
ren war. Mit dem Grundsatzurteil des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 
13.  April  2005 wurden den Kommunen 
Gestaltungsspielräume hinsichtlich der 
Bemessungsgrundlage zugestanden.18 
Die Pauschalbesteuerung war weiter-
hin zulässig, allerdings nur unter den 
oben aufgeführten Bedingungen mög-
lich. Sofern die Schwankungsbreite 
im Einspielergebnis in einer Kom-
mune überschritten wurde, konnte der 
Stückzahlmaßstab nicht mehr beibe-
halten werden. 

Mit Beschluss vom 4. Februar 200919 
hat das Bundesverfassungsgericht 
entschieden, dass eine Besteuerung 
nach Stückzahl und Aufstellungsort 
der Automaten dem Gleichheitsgrund-
satz gemäß Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz 
widerspricht, da einer Besteuerung 
grundsätzlich ein sogenannter Wirk-
lichkeitsmaßstab zugrunde zu legen 
sei. Die Verwendung eines Wahr-
scheinlichkeitsmaßstabs wie des 
Stückzahlmaßstabs muss nach Auf-
fassung des Gerichts vom jeweiligen 
Gesetzgeber gerechtfertigt werden.20 
Je größer die Differenz zwischen Wirk-
lichkeitsmaßstab und Wahrschein-
lichkeitsmaßstab sei, „desto größer 
wird der Rechtfertigungsbedarf des 
Gesetzgebers“21. Das Bundesverfas-
sungsgericht hält die Verwendung 
des Stückzahlmaßstabs zur Erhebung 
der Vergnügungsteuer für nicht zuläs-
sig, da seit 1997 alle Geldspielgeräte 
mit Gewinnmöglichkeit mit einem fäl-
schungssicheren Zählwerk ausgestat-
tet sind.22 Die Ermittlung der Bemes-
sungsgrundlage sei daher sehr einfach 

durchzuführen. Seit diesem Urteil 
gehen viele Kommunen auf den Wirk-
lichkeitsmaßstab23 bei der Besteue-
rung über. Bemessungsgrundlage ist 
hier entweder der Spieleinsatz oder 
die „Kasse“.24 Als Kasse wird der 
Spieleinsatz abzüglich des Gewinns 
des Spielenden bezeichnet, also letzt-
lich das, was dem Aufstellunterneh-
mer nach Gewinnauszahlung ver-
bleibt.25 Unterschieden wird zudem 
in Brutto- und Nettokasse, das heißt 
den verbleibenden Überschuss vor 
beziehungsweise nach Umsatzsteuer. 
Ist der Spieleinsatz die Bemessungs-
grundlage, wird der Spieleinsatz vor 
Gewinnauszahlung besteuert. 

Die Kommunen erheben individuell 
unterschiedliche Vergnügungsteuer-
sätze von Null bis zu teilweise 25  Pro-
zent auf die jeweilig festgelegte 
Bemessungsgrundlage. Aus Grün-
den der Praktikabilität und der Ver-
waltungsvereinfachung erfolgt die 
Besteuerung, wie erläutert, auf Ebene 
des Aufstellunternehmers und nicht 
auf Ebene des Steuerträgers bezie-
hungsweise Spielenden. Die Vergnü-
gungsteuer ist nur dann als Aufwand-
steuer im Sinne des Grundgesetzes 
zu qualifizieren, wenn sie vom Auf-
stellunternehmer auf den Spielenden 
abgewälzt werden kann beziehungs-
weise auf Abwälzbarkeit ausgelegt 
ist,26 da letztlich die Spielenden als 
diejenigen, die den steuerpflichtigen 
Aufwand auslösen, die Steuer auf-
bringen müssen. Bei der Abwälzung 
ist zu beachten, dass eine kalkulatori-
sche Abwälzung ausreichend ist. Das 
heißt, dass der Aufstellunternehmer 
die gezahlte Steuer bei der Kalkulation 
seiner Selbstkosten berücksichtigt, 
um so auch durch eigene Maßnahmen 
die Wirtschaftlichkeit seines Betriebes 
aufrechterhalten zu können.27 Solange 
dem Betreiber nach Berücksichti-
gung der (kalkulatorischen) Kosten ein 
Gewinn verbleibt, ist die Möglichkeit 
zur Abwälzung gegeben. 

17	 Hierbei handelt es sich um eine Selbstverpflichtung der Her- 
	 steller und Verbände der Unterhaltungsautomatenwirtschaft vom  
	 15.  Januar 1990 (ursprüngliche Selbstverpflichtung) beziehungs- 
	 weise 01.  Oktober 1990 (Ergänzung zur ursprünglichen Selbst- 
	 verpflichtung) gegenüber dem Bundesministerium für Wirtschaft  
	 sowie dem Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen und  
	 Gesundheit. Die Automatenwirtschaft verpflichtet sich darin, ab  
	 01. Januar 1997 alle Geldspielgeräte mit einem manipulations- 
	 sicheren Zählwerk auszustatten. 
	 Vergleiche Bundestagsdrucksache 11/ 6224 vom 15.01.1990 –  
	 Bericht der Bundesregierung über Selbstbeschränkungsverein- 
	 barungen der Automatenwirtschaft, S.  2. 
18	Bundesverwaltungsgericht vom 13. April 2005 – 10 C 5.04. 
19	Bundesverfassungsgericht vom 04.  Februar 2009  – 1  BvL  8 / 05. 
20	Vergleiche Kuplich, Matthias: Die Vergnügungssteuer und Spiel- 
	 geräte mit Gewinnmöglichkeiten, in: KommJur, 2011, S.  85 – 92,  
	 S.  91. 
21	Ebenda 
22	Ebenda; Bundesverfassungsgericht vom 04.  Februar 2009  – 1   
	 BvL 8 / 05, Rn. 15. 
23	Vergleiche Wolff, Heinrich Amadeus: Die kommunale Spiel- 
	 gerätesteuer und ihr Bemessungsmaßstab, in: NVwZ, 2005,  
	 S.  1241 – 1246, S.  1243. 
24	 In Übereinstimmung mit dem Beschluss des Bundesverfas- 
	 sungsgerichts vom 04.  Februar 2009  – 1  BvL  8 / 05; vergleiche  
	 Kuplich, Matthias: Die Vergnügungssteuer und Spielgeräte mit  
	 Gewinnmöglichkeiten, in: KommJur, 2011, S.  85 – 92, S.  91. 
25	Ebenda 
26	Vergleiche Wolff, Heinrich Amadeus: Die kommunale Spiel- 
	 gerätesteuer und ihr Bemessungsmaßstab, in: NVwZ, 2005,  
	 S.  1241 – 1246, S.  1242  f. 
27	Ebenda
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Die Möglichkeit zur Abwälzung der 
Vergnügungsteuerbelastung auf den 
Steuerträger (Spieler) ist durch die in 
der Spielverordnung festgeschriebe-
nen Eckdaten für ein Spiel begrenzt 
(Höchstgewinn, Höchstverlust, maxi-
maler durchschnittlicher Verlust pro 
Stunde, Mindesteinsatz für ein Spiel). 
Daher kann der Automatenaufstellun-
ternehmer als Steuerschuldner eine 
steigende Steuerlast durch die Ver-
gnügungsteuer nicht beliebig auf den 
Spieler abwälzen, sondern ist hier sehr 
stark reglementiert.

Somit spielt die Höhe der Vergnügung-
steuer bei der Abwälzung eine ent-
scheidende Rolle. Ist die Steuer zu 
hoch festgesetzt, kann es zur Erdros-
selung im Sinne von Art. 12 Grundge-
setz kommen. Dies kann in der Folge 
für Automatenaufsteller bedeuten, 
dass gegen das im Grundgesetz ver-
ankerte Gebot der freien Berufswahl 
beziehungsweise Berufsausübung28 
verstoßen wird. Eine solche Situation 
kann sich ergeben, wenn die Steuer-
belastung so hoch ist, dass die Aus-
übung des Berufs beziehungsweise 

der Eintritt in den Markt wirtschaftlich, 
also als Grundlage zur Lebensführung, 
nicht mehr lohnend ist.29 Verfassungs-
rechtlich ist die Vergnügungsteuer 
dann als kritisch zu sehen, wenn das 
„Aufstellen von Spielgeräten mit 
Gewinnmöglichkeiten in Spielhallen 
für einen durchschnittlichen Betreiber 
in aller Regel unwirtschaftlich ist, dass 
heißt keine angemessene Kapitalver-
zinsung und keinen Unternehmerlohn 
mehr abwirft“.30 Maßstab ist hierfür 
immer ein durchschnittlicher oder typi-
sierter Aufstellunternehmer. 

Die Erhebung der Vergnügungsteuer 
kann zudem verfassungswidrig sein, 
wenn die Absicht der Kommune bei 
der Vergnügungsteuererhebung nicht 
mehr die Einnahmeerzielung – zumin-
dest als Nebenzweck – ist, sondern 
vorrangig politische Ziele – wie bei-
spielsweise die Einschränkung oder 
Unterbindung der Aufstellung von 
Geldspielgeräten – erreicht werden 
sollen.

28	Art.  12 Abs.  1 Grundgesetz. 
29	Vergleiche Kuplich, Matthias: Die Vergnügungssteuer und Spiel- 
	 geräte mit Gewinnmöglichkeiten, in: KommJur, 2011, S.  85–92,  
	 S.  90. 
30	Bundesfinanzhof, Urteil vom 06.12.2000  –  II R 36/98 (NV).
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•	 Eine Excel-basierte Befragung mit 
Rückübersendung der Datei per 
E-Mail an KPMG: Die Teilnehmer, 
die diesen Weg wählten, wurden 
gebeten, den ausgefüllten Excel-
Fragebogen zusätzlich auszudru-
cken und ihn unterschrieben durch 
den jeweiligen Steuerberater bezie-
hungsweise Wirtschaftsprüfer per 
Post an KPMG zu übermitteln. 

•	 Eine Befragung durch Zusendung 
oder Download eines Fragebogens 
in PDF-Form: Die Teilnehmer konn-
ten den Fragebogen auf Wunsch 
lokal ausfüllen, ausdrucken und im 
Anschluss unterschrieben durch 
den Steuerberater beziehungsweise 
Wirtschaftsprüfer an KPMG zurück-
schicken. 

•	 Eine Befragung durch postalische 
Zusendung des Fragebogens durch 
die Spitzenverbände und Rücküber-
sendung per Post: Die Teilnehmer, 
die diesen Weg bevorzugten, konn-
ten den Fragebogen handschriftlich 
auf Papier ausfüllen und ihn nach 
Unterzeichnung durch den Steuer-
berater beziehungsweise Wirt-
schaftsprüfer an KPMG zurück- 
senden.

Postalisch eingegangene und hand-
schriftlich ausgefüllte Fragebögen 
wurden durch KPMG vor der Auswer-
tung digitalisiert. 

Die Plausibilitätsprüfung durch den 
Steuerberater beziehungsweise Wirt-
schaftsprüfer und die damit verbun-
dene, schriftliche Bestätigung diente 
zwei Zwecken:

1.	eine möglichst objektive und nach-
vollziehbare Datenbasis zu erhalten, 

2.	eine Möglichkeit für die Unterneh-
men zu schaffen, an der Befragung 
teilzunehmen, und gleichzeitig eine 
größtmögliche Anonymität ihrer 
unternehmensspezifischen Daten 
sicherzustellen.

3.1	 Erhebungszeitraum und 
Datenbasis

Um die größtmögliche Vergleichbarkeit  
der teilnehmenden Automatenaufstell- 
unternehmer und eine vollständige, aus- 
sagekräftige Datenbasis zu erhalten, 
basiert die Untersuchung auf Zahlen 
des 2009 endenden Geschäftsjahrs. 
Der Fragebogen wurde in Zusammen-
arbeit mit Vertretern der Spitzenver-
bände der Unterhaltungsautomaten-
wirtschaft sowie unter Einbeziehung 
der Meinung von in der Branche tätigen 
Steuerberatern beziehungsweise Wirt- 
schaftsprüfern und Rechtsanwälten 
entwickelt und Ende März 2011 an alle  
Mitgliedsunternehmen der Spitzenver- 
bände – soweit sie Aufstellunternehmer 
sind – per Post verschickt. Der Versand 
erfolgte durch die Verbände selbst. Da- 
rüber hinaus wurde der Fragebogen 
über den Großhandel an Automatenauf- 
stellunternehmer verteilt. Zusätzlich  
ermöglichte der Bundesverband Auto-
matenunternehmer e. V. auch den Down- 
load der Fragen über seine Internet-
seite. Auf diese Weise wurde der Frage- 
bogen rund 6.000  Automatenaufstell- 
unternehmen zur Verfügung gestellt.

Den Aufstellunternehmern standen 
folgende vier Möglichkeiten zur Verfü-
gung, an der anonym durchgeführten 
Befragung teilzunehmen:

•	 Eine webbasierte Onlinebefragung 
mit Übertragung der Daten auf einen 
Datenserver bei KPMG: Die Auto-
matenaufstellunternehmer wurden 
im Anschreiben zum postalisch ver-
sandten Fragebogen auf die Mög-
lichkeit aufmerksam gemacht, eine 
webbasierte Version des Fragebo-
gens auf einer speziell eingerichte-
ten Internetseite auszufüllen. Die 
Teilnehmer, die von diesem Angebot 
Gebrauch machten, erhielten von 
KPMG im Anschluss eine elektro-
nische Version ihrer Antworten per 
E-Mail mit der Bitte um schriftliche 
Bestätigung und Unterschrift durch 
den zuständigen Steuerberater 
beziehungsweise Wirtschaftsprüfer. 

3	 Rahmenbedingungen  
	 und Methodik der Umfrage
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31	 In den Fällen, in denen KPMG aufgrund offensichtlicher  
	 Ungereimtheiten eine grobe Plausibilitätsprüfung durchführte,  
	 erfolgte dies ausschließlich in Abstimmung mit den zuständigen  
	 Steuerberatern / Wirtschaftsprüfern. 
32	Dies könnten beispielsweise im sonstigen betrieblichen Auf- 
	 wand erfasste Personalaufwendungen sein (zum Beispiel Auf- 
	 wendungen für bezogene Personaldienstleistungen etc.).

Dementsprechend wurden zur Iden-
tifizierung der Fragebögen nur Unter-
schrift und Kontaktdaten des zuständi-
gen Steuerberaters beziehungsweise 
Wirtschaftsprüfers festgehalten, nicht 
aber entsprechende Daten des Auto-
matenaufstellunternehmers selbst. 
Weitere Prüfungsschritte und Plau-
sibilisierungsmaßnahmen wurden 
von KPMG aufgrund der mangelnden 
Kenntnis der teilnehmenden Automa-
tenaufstellunternehmer nur sehr ein-
geschränkt31 durchgeführt. Bei der 
Auswertung wurden lediglich Frage-
bögen berücksichtigt, die den Plau-
sibilitätsvermerk des jeweiligen 
Steuerberaters beziehungsweise Wirt-
schaftsprüfers trugen. 

Die Umfrage erfolgte bundesweit und 
ohne eine detaillierte, über statistische 
Angaben hinausgehende Regionalisie-
rung, um eine möglichst breite Daten-
basis zu erhalten. AWI denkt über 
eine zusätzliche Regionalisierung der 
Umfrage nach, um der regional sehr 
unterschiedlichen Situation der Auto-
matenaufstellunternehmer hinsichtlich 
der Vergnügungsteuerbelastung Rech-
nung tragen zu können. 

3.2	 Gestaltung des Fragebogens

Der dieser Auftragsumfrage zugrunde 
liegende Fragebogen wurde von 
KPMG in Zusammenarbeit mit Ver- 
tretern der Spitzenverbände der Unter-
haltungsautomatenwirtschaft und 
Rechtsanwälten, die mit der Thematik 
einschlägig vertraut sind, sowie Steu-
erberatern beziehungsweise Wirt-
schaftsprüfern der Automatenaufstell-
branche entwickelt.

Der Fragebogen gliedert sich in zwei 
Teile: Im ersten Teil werden statisti-
sche Unternehmensdaten erfasst, 
im zweiten, dem Hauptteil, Finanzda-
ten. Zudem konnten die Unternehmer 
in einem ergänzenden Feld eigene 
Anmerkungen und Hinweise beifügen, 
die über die Abfragekriterien des Fra-
gebogens hinausgingen.

Als statistische Unternehmensdaten 
wurden zunächst folgende Größen-
merkmale abgefragt:

•	 Anzahl der Arbeitsplätze (beschäf-
tigte Personen) zum Bilanzstichtag 
des im Jahr 2009 endenden  
Geschäftsjahrs

•	 Personalaufwand im 2009 enden-
den Geschäftsjahr in Tausend Euro 
(inklusive möglicherweise in  
anderen Positionen enthaltene  
Personalaufwendungen32)

•	 Gesamtumsatz im 2009 endenden 
Geschäftsjahr in Tausend Euro (laut 
Gewinn- und Verlustrechnung)

•	 Anzahl der Geldspielgeräte 
zum Ende des 2009 endenden 
Geschäftsjahres

•	 Anzahl der Unterhaltungsautoma-
ten zum Ende des 2009 endenden 
Geschäftsjahres

•	 Anzahl der Spielstättenbetriebe 
(Standorte) zum Stichtag

•	 Anzahl der Konzessionen zum  
Stichtag
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•	 Regionale Konzentration, gemes-
sen an der Anzahl der Landkreise, in 
denen die Geschäftstätigkeit aus-
geübt wird; unterschieden wird  
hier zwischen stark konzentriert 
(Verteilung der Spielstätten auf  
1  bis 3  Landkreise), konzentriert  
(4 bis 10  Landkreise), diversifiziert 
(11 bis 25 Landkreise) und stark 
diversifiziert (mehr als 25 Land-
kreise)

•	 Unterschiede zwischen den  
Spielstätten eines Unternehmens  
(Öffnungszeiten, Umsatz etc.) 

•	 Durchschnittliche Öffnungszeit 
pro Tag (über alle Spielstätten und 
Wochentage hinweg)

Zudem wurde in diesem Teil des Fra-
gebogens die Bemessungsgrund-
lage für die Vergnügungsteuer erfasst, 
wobei als Auswahlmöglichkeiten der 
Spieleinsatz, die Bruttokasse, die Net-
tokasse, die Stückzahl oder keine Ver-
gnügungsteuer vorgegeben waren. 
Sofern die Unternehmen Spielstät-
ten in mehreren Kommunen betreiben 
und es Unterschiede in der Bemes-
sungsgrundlage gibt, sollte die am 
häufigsten zutreffende Bemessungs-
grundlage angegeben werden. Unter-
schieden wurde hier jeweils zwischen 
der Bemessungsgrundlage für die Ver-
gnügungsteuer auf Geldspielgeräte 
und der Bemessungsgrundlage für die 
Vergnügungsteuer auf Unterhaltungs-
automaten.

Neben den Größenkriterien und der 
Bemessungsgrundlage wurde in die-
sem Teil die regionale Verteilung 
anhand der Anzahl der Spielstätten in 
einem Postleitzahlengebiet erfasst. 
Als weitere statistische Merkmale 
wurden die Unternehmen gebe-
ten, ihre Rechtsform und die jewei-
lige Bilanzierungs- beziehungsweise 
Gewinnermittlungsmethode anzuge-
ben. Hierbei wurde zwischen Gewinn- 
und Verlustrechnung nach Handels-
gesetzbuch (HGB) und Gewinn- und 
Verlustrechnung nach International 
Financial Reporting Standards (IFRS) 
sowie Einnahmenüberschussrechnung 
unterschieden.

Darüber hinaus wurde abgefragt, ob 
die Unternehmen grundsätzlich zur 
Teilnahme an einer weiteren, regionali-
sierten Befragung bereit wären.

Mit dem zweiten Teil des Fragebogens  
wurden finanzielle Unternehmens-
daten erhoben. Hierzu wurde in Zu-
sammenarbeit mit Vertretern der Spit-
zenverbände, Rechtsanwälten und 
Steuerberatern beziehungsweise 
Wirtschaftsprüfern ein Ermittlungs-
schema für ein typisiertes steuerba-
res Ergebnis vor Fremdkapitalergebnis 
sowie Vergnügung- und Ertragsteuern 
erstellt. Das Ermittlungsschema, auf 
das im Folgenden näher eingegangen 
wird, ist in Abbildung 2 auf Seite  15 
zusammenfassend dargestellt. 

Bei der Ermittlung des typisierten 
Ergebnisses für einen Automatenauf-
steller konnten nur aufstellbezogene 
Ergebnisbestandteile berücksichtigt 
werden, während Sonder- und nicht 
typisierte Effekte aus unterschiedli-
chen formellen oder finanziellen Struk-
turen zu eliminieren waren.
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Ausgangsbasis der Ermittlung war das 
gesamte spielstättenbezogene Ergeb-
nis der gewöhnlichen Geschäftstätig- 
keit der Unternehmen sowohl aus 
Geldspielgeräten als auch aus Unter-
haltungsautomaten. Dieses Ergebnis 
wird im Folgenden als „Segmentierte 
Geschäftstätigkeit des Spielstätten-
betriebs“ bezeichnet und schließt die 
der Vergnügungsteuer unterliegen-
den Geldspielgeräte wie auch Unter-
haltungsautomaten ein (Ermittlungs-
schema Punkt 1). Sämtliche mit einer 
entgeltlichen Bewirtung oder sonsti-
gen Betätigungen in Zusammenhang 
stehenden Ergebnisbestandteile waren 
daher vorab von den jeweiligen Steuer-
beratern beziehungsweise Wirtschafts-
prüfern zu eliminieren. Grundsätzlich 
zu berücksichtigende Aufwendun-
gen und Erträge, die nicht eindeutig 
der segmentierten Geschäftstätigkeit 
des Spielstättenbetriebs oder sonsti-
gen Betätigungen zugeordnet werden 
konnten, sollten anhand eines nach-
vollziehbaren Verteilungsschlüssels 
zugeordnet werden. Als nachvollzieh-
barer Verteilungsschlüssel wurde eine 
Schlüsselung anhand des Umsatzver-
hältnisses (Umsatzschlüssel entspre-
chend § 15 Abs. 4 Umsatzsteuerge-
setz) empfohlen. 

Sofern die vom Spielstättenbetreiber 
und zum Betrieb der Spielstätte not-
wendigen Aktivitäten aus verschiede-
nen Gesellschaften heraus erbracht 
wurden (beispielsweise unter Zuhilfe-
nahme einer Besitzgesellschaft für 
Immobilien, einer Personalservicege-
sellschaft oder mehrerer operativer 
Gesellschaften), waren diese im Rah-
men der Ermittlung eines Ergebnis-
ses der segmentierten gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit des Spielstätten-
betriebs (Ermittlungsschema Punkt  1) 
als Ausgangsbasis zusammenzufüh-
ren (durch einfache Summierung oder 
Konsolidierung, je nach spezifischer 
Situation).

Folgende Effekte waren aufgrund ihres 
außerordentlichen Charakters bei der 
Ermittlung des typisierten steuerbaren 
Ergebnisses zu eliminieren:

•	 Erträge aus Beteiligungen, die nicht 
Spielstättenbetriebe enthalten 
(Ermittlungsschema Punkt 2),

•	 Erträge und Aufwendungen aus 
anderen Wertpapieren und Auslei-
hungen des Finanzanlagevermögens  
(Ermittlungsschema Punkt 3), 
Abschreibungen auf Finanzanlagen 
und Wertpapiere des Umlaufvermö-
gens (Ermittlungsschema Punkt 4), 
sowie Aufwendungen und Erträge 
aus Ergebnisabführungsverträgen, 
die nicht Spielstättenbetriebe betra-
fen (Ermittlungsschema Punkt 5).

Um individuelle Verzerrungen auf-
grund unterschiedlicher Finanzie-
rungsformen zu bereinigen, musste 
das individuelle Finanzierungsergeb-
nis eliminiert werden (Ermittlungs-
schema Punkt 6). Die Hinzurechnung 
des Finanzierungsergebnisses auf 
Basis einer typisierten Kapitalstruktur 
erfolgte durch KPMG nach Ermittlung 
der typisierten Kapitalstruktur der Peer 
Group im Rahmen dieser Erhebung. 
Nicht zu eliminieren waren sonstige 
Bestandteile des Finanzergebnisses, 
die nicht die Finanzierung betreffen, 
sofern solche vorhanden waren. Hin-
tergrund ist, dass das operative Ergeb-
nis nicht durch individuelle Finanzie-
rungstatbestände beeinflusst werden 
sollte.

Bei der Errechnung eines typisierten 
steuerbaren Ergebnisses sollte von 
einheitlichen Voraussetzungen hin-
sichtlich der zum Spielstättenbetrieb 
benötigten Räumlichkeiten ausgegan-
gen werden (Miete/Eigentum). Das 
Ergebnis der gewöhnlichen Geschäfts-
tätigkeit musste daher – sofern der 
Unternehmer seiner Tätigkeit in eige-
nen Räumlichkeiten nachging – um im 
Jahresabschluss 2009 enthaltene 
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Abbildung 2 
Ermittlungsschema für das typisierte 
steuerbare Ergebnis

Quelle: KPMG, 2011

numerisch
in Euro

in Prozent 
vom Netto-
umsatz

1 Ausgangs-
wert

Ergebnis der segmentierten gewöhnlichen Geschäfts- 
tätigkeit des Spielstättenbetriebs

2 – Erträge aus Beteiligungen, die nicht Spielstättenbetriebe 
beinhalten

3 – Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen  
des Finanzanlagevermögens

4 + Abschreibungen auf Finanzanlagen und auf Wertpapiere  
des Umlaufvermögens

5 +/– Aufwendungen und Erträge aus Ergebnisabführungs- 
verträgen, die nicht Spielstättenbetriebe betreffen

6 Bereinigung des 
Finanzierungsergebnisses

+/– Unternehmensindividuelles Finanzierungsergebnis

7 + Abschreibungen auf Immobilienvermögen  
(ausschließlich selbst genutzte Immobilien, sofern 
vorhanden)

8 – Fiktive ortsübliche Miete für die für den Spielstättenbetrieb 
genutzten Gewerberäume und zugehörigen Nutzflächen

9 Eliminierung von 
Sondereffekten

+/– Wesentliche periodenfremde Aufwendungen und Erträge 
sowie Sondereffekte, sofern nicht im außerordentlichen 
Ergebnis enthalten

10 Berücksichtigung der nicht 
im Ergebnis der gewöhn-
lichen Geschäftstätigkeit 
enthaltenen Steuern

+/– In den sonstigen Steuern enthaltene Steuern  
außer der Vergnügungsteuer

11 Berücksichtigung des 
Unternehmerlohns

– Bei Personengesellschaften oder aus anderen Gründen  
nicht berücksichtigt: Unternehmerlohn

12 Eliminierung von Sonder- 
effekten aufgrund 
nicht marktgerechter 
Transaktionen

+/– Bei Personengesellschaften oder aus anderen Gründen  
nicht berücksichtigt: Aufwendungen oder Erträge aus  
Transaktionen, die einem Drittvergleich nicht standhalten

13 – Ansatz einer typisierten fiktiven Eigenkapitalverzinsung  
(mit einer Verzinsung in Höhe von 10,25  Prozent)

14 = Typisiertes steuerbares Ergebnis vor Vergnügung-  
und Ertragsteuern sowie vor typisierten 
Fremdkapitalkosten

Eliminierung der GuV- 
Effekte aus Beteiligungen 
und Finanzanlagen

Typisierung der Immobilien 
auf eine ortsübliche Miete  
(Finanzierungskosten, 
sofern vorhanden, bereits 
unter 6 berücksichtigt und 
eliminiert)
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Abschreibungen auf eigengenutzte 
Immobilien korrigiert und im Gegenzug 
eine fiktive ortsübliche gewerbliche 
Miete berücksichtigt werden (Ermitt-
lungsschema Punkte 7 und 8). Für die 
Berechnung der fiktiven Miete war von  
den Steuerberatern beziehungsweise 
Wirtschaftsprüfern als Ermittlungs-
maßstab für eine ortsübliche gewerbli-
che Miete ein anerkannter Mietspiegel 
heranzuziehen.33 Die Ermittlung wurde 
als Gesamtwert auf Basis dieser orts-
üblichen Miete sowie der tatsächli-
chen Fläche (inklusive Nebenflächen) 
abgefragt. 

Weiterhin waren Sondereffekte, bei-
spielsweise aus Zuschreibungen auf 
außerplanmäßige Abschreibungen in 
Vorperioden, Gewinne und Verluste 
aus dem Verkauf von Anlagevermö-
gen sowie Umsatzsteuererstattungen 
aufgrund des Urteils des Europäischen 
Gerichtshofs34 von 2005 zu eliminieren 
(Ermittlungsschema Punkt 9),soweit 
diese Effekte nicht bereits im außer-
ordentlichen Ergebnis enthalten und 
somit nicht Bestandteil von Punkt  1 
des Ermittlungsschemas waren.

Sonstige Steuern (außer der Vergnü-
gungsteuer), die nicht Bestandteil des  
Ergebnisses der gewöhnlichen Ge-
schäftstätigkeit waren, sollten zusätz-
lich bei der Ableitung des typisierten 
Ergebnisses berücksichtigt werden 
(Ermittlungsschema Punkt 10). 

Je nach Rechtsform des Unterneh-
mens – insbesondere bei Personen-
unternehmen – kann es vorkommen, 
dass kein expliziter Unternehmerlohn 
gezahlt wird. Sofern daher in der Ge- 
winn- und Verlustrechnung eines Auto- 
matenaufstellunternehmers kein Unter- 
nehmerlohn enthalten war, wurden die 
Unternehmen gebeten, einen entspre-
chend angemessenen Unternehmer-
lohn für das Unternehmen anzugeben 
(Ermittlungsschema Punkt  11).

Darüber hinaus wurden die Unter-
nehmen gebeten, Sondereffekte auf-
grund sogenannter nicht marktge-
rechter Transaktionen zu eliminieren. 
Hierunter waren Aufwendungen und 
Erträge zu verstehen, die einem Ver-
gleich mit Transaktionen mit einem 
externen Marktteilnehmer nicht stand-
gehalten hätten. Beispiele hierfür kön-
nen Liefer- und Leistungsbeziehungen 
zwischen verbundenen Parteien sein. 
Hier waren demnach nur die Diffe-
renzbeträge zu einer marktgerechten 
Vergütung zu korrigieren (Ermittlungs-
schema Punkt  12). Erwartungsgemäß 
wurden in diesem Punkt in der Regel 
keine Korrekturen vorgenommen.

Um eine angemessene Verzinsung des 
Kapitals zu berücksichtigen, wurde 
zudem um die Angabe des Buchwerts 
des Eigenkapitals zum Stichtag (bei 
Personengesellschaften: Kapitalkon-
ten  I und – soweit Eigenkapitalcharak-
ter – Eigenkapitalkonto II) gebeten. Die 
angemessene Verzinsung des Eigen-
kapitals (Ermittlungsschema Punkt  13) 
wurde durch KPMG auf Basis einer 
Peer Group ermittelt und beträgt 
annahmegemäß 10,25  Prozent. Diese 
setzt sich aus einem risikolosen Basis-
zinssatz von 4,25  Prozent, einer Markt-
risikoprämie vor persönlichen Steuern 
von 5  Prozent sowie einem verschul-
deten Betafaktor von 1,2 zusammen. 
Dieser Betafaktor wurde anhand einer 
Peer Group von europäischen Unter-
nehmen der Unterhaltungsindustrie 
ermittelt. Die Ermittlung der Eigen-
kapitalkosten basiert auf Daten vom 
31.  Dezember 2009. Im Folgenden 
wird die Ableitung der verschiedenen 
Kapitalkostenparameter kurz erläutert.

Für die Bestimmung des Basiszins-
satzes wurde auf die veröffentlichten 
Zinsstrukturdaten der Deutschen Bun-
desbank zurückgegriffen.

33	Vergleiche http://www.mietspiegeltabellen.de. 
34	Gemäß dem deutschen Umsatzsteuerrecht waren glücksspiel- 
	 bedingte Umsätze in öffentlichen Spielbanken umsatzsteuer- 
	 frei. Dagegen unterlagen glücksspielbedingte Umsätze außer- 
	 halb von öffentlichen Spielbanken der Umsatzsteuerpflicht.  
	 Dies galt auch für Umsätze an Geldgewinnspielgeräten. Mit dem  
	 Urteil vom 17.02.2005 (C-453 / 02, Rechtssache „Linneweber“  
	 und 462 / 02) entschied der Europäische Gerichtshof, dass die  
	 günstigere Rechtsstellung der Spielbanken auch auf private  
	 Glücksspielbetreiber auszudehnen sei, da im Falle von mitein- 
	 ander im Wettbewerb stehenden Dienstleistungen private  
	 Betreiber nicht benachteiligt werden dürften. Seit 06.  Mai 2006  
	 sind allerdings sowohl öffentliche als auch private Glücks- und  
	 Geldgewinnspielbetreiber gemäß § 4 Nr.  9b Umsatzsteuergesetz  
	 umsatzsteuerpflichtig.
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Bei der Ermittlung typisierter Kapital-
kosten wurde zur Ableitung des Risiko- 
zuschlags nicht auf die subjektiven 
Risikoneigungen einzelner Unter-
nehmenseigner, sondern auf das all-
gemeine Verhalten des Marktes 
abgestellt. Die Berechnung der kapital-
marktorientierten Marktrisikoprämie 
erfolgte durch Bildung der Differenz-
rendite zwischen Anlagen in ein reprä-
sentatives Marktportfolio, bestehend 
aus Unternehmensanteilen (Aktien), 
und risikolosen Anlagen.

Diese durchschnittliche Marktrisiko-
prämie wurde im Hinblick auf die spe-
zielle Risikostruktur der betrachteten 
Unternehmen modifiziert. Das bran-
chenspezifische Risiko wurde im soge-
nannten Betafaktor ausgedrückt. Die-
ser Betafaktor wurde anhand einer 
Peer Group von Unternehmen der 
Unterhaltungsindustrie ermittelt, die 
im Bereich Glücks- oder Wettspiele 
tätig sind, wie zum Beispiel Kasino-
betreiber oder Unternehmen, die 
Glücksspiele im Internet anbieten. Die 
Betafaktoren wurden rückwirkend zum 
Stichtag 31.  Dezember 2009 ermittelt.

Unter Verwendung der ausgesuch-
ten Vergleichsunternehmen wurden 
auch die typisierten Fremdkapitalkos-
ten abgeleitet. Dabei wurde auf Basis 
der Vergleichsunternehmen ein über 
den Basiszinssatz hinausgehender 
Fremdkapitalkosten-Spread 35 für die 
Branche ermittelt, der zusammen mit 
dem Basiszinssatz von 4,25  Prozent zu 
einer Fremdkapitalverzinsung von ins-
gesamt 6,95  Prozent führt.

Die typisierte Kapitalstruktur – also  
die Aufteilung des Gesamtkapitals  
zwischen Eigen- und Fremdkapital –  
wurde ebenfalls anhand der Peer 
Group ermittelt.

3.3	 Rücklauf und statistische 
Auswertung der Fragebögen

Von den insgesamt ungefähr 6.000 
versandten beziehungsweise verteil-
ten Fragebögen wurden 428 zurückge-
sendet. Von diesen 428 Fragebögen 
waren nur 394 letztlich verwertbar, 
was teilweise an fehlenden Bestäti-
gungen durch die Steuerberater bezie-
hungsweise Wirtschaftsprüfer, teil-
weise jedoch auch an offensichtlichen, 
nicht klärbaren Unplausibilitäten lag. 
Der Rücklauf entsprach somit auf 
Basis der ausgesandten Fragebögen 
einer Quote von ungefähr 6,6 Prozent. 
Auf Basis der insgesamt in Deutsch-
land vorhandenen Konzessionen  
ergibt sich eine Rücklaufquote von 
37,39 Prozent.

Die Mehrheit der an der Branchen-
erhebung teilnehmenden Unterneh-
men hat die Rechtsform einer GmbH 
(206 Unternehmen). Ein weiterer 
großer Anteil sind Einzelunterneh-
mer (122 Unternehmen). 30 Unter-
nehmen haben die Rechtsform einer 
GmbH  & Co. KG und 19 Unternehmen 
die Rechtsform der GbR. Die weiteren 
Rechtsformen treten bei den teilneh-
menden Unternehmen nur sehr ver-
einzelt auf. Die Abbildung  3 zeigt die 
Verteilung der teilnehmenden Unter-
nehmen auf die einzelnen Rechts- 
formen.

Die Abbildung  4 zeigt die regionale Ver- 
teilung der Unternehmen anhand der 
Postleitzahlengebiete. 319 (80,1  Pro-
zent) der teilnehmenden Unternehmen 
haben ihre Bereitschaft zur Teilnahme 
an einer weiteren, stärker regionalisier-
ten Befragung signalisiert.

281 Unternehmen sind regional stark 
konzentriert (Verteilung der Spiel-
stätten auf 1 bis 3 Landkreise). Kon-
zentriert (4 bis 10 Landkreise) sind 
61 Unternehmen, während 14 Unter-
nehmen diversifiziert (11 bis 25 Land-
kreise) und 13 Unternehmen stark 
diversifiziert sind (mehr als 25 Land-
kreise).

35	Der Fremdkapitalkosten-Spread bezeichnet denjenigen Prozent- 
	 satz, der zu dem Basiszinssatz hinzu addiert werden muss, um  
	 einen adäquaten durchschnittlichen Fremdkapitalkostensatz für  
	 die Unternehmen der Automatenaufstellbranche zu erhalten. 
36	Die Abweichung zwischen der Summe der Antworten in den  
	 jeweiligen Ausprägungen und der Summe der teilnehmenden  
	 Unternehmen entspricht der Anzahl der Unternehmen, die keine  
	 Angaben zu ihrer Rechtsform gemacht haben.

Abbildung 3
Verteilung der Rechtsformen bei den 
teilnehmenden Unternehmen 36

(Anzahl)

Quelle: KPMG, 2011

	 Einzelunternehmer
	 GbR
	 GmbH
	 GmbH & Co. KG
	 Sonstige

122

206

30 
14

19

Abbildung 4
Regionale Verteilung der Spielstätten
(Anzahl)

Quelle: KPMG, 2011
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Der Rücklauf an Fragebögen ergab fol-
gende Ausprägungen der abgefragten 
statistischen Daten:

•	 Im Durchschnitt hatten die teil-
nehmenden Unternehmen 
40,91  Arbeitsplätze und einen 
durchschnittlichen Personalauf-
wand im Geschäftsjahr 2009 von 
781  Tausend Euro. Der durchschnitt-
liche Personalaufwand in Euro pro 
Arbeitsplatz und Monat beträgt rein 
rechnerisch 1.590  Euro auf Basis 
einer Zwölfmonatsbetrachtung für 
2009. Von 370 verwertbaren statis-
tischen Antworten in Bezug auf den 
durchschnittlichen Personalaufwand 
lagen 107 innerhalb eines Inter-
valls von plus/minus 20  Prozent um 
den Durchschnitt. Dies entspricht 
28,92  Prozent der für diese Kenn-
zahl verwertbaren Antworten.

•	 Der durchschnittliche Gesamtum-
satz im Geschäftsjahr 2009 der teil-
nehmenden Unternehmen betrug 
2.921  Tausend Euro. Der durch-
schnittliche Umsatz in Euro pro 
Arbeitsplatz und Jahr beträgt rein 
rechnerisch 71.410  Euro. Von 380 
verwertbaren Antworten bei dieser 
Kennzahl lagen 83 innerhalb eines 
Intervalls von plus/minus 20  Pro-
zent um den Durchschnitt. Dies ent-
spricht 21,84  Prozent der für diese 
Kennzahl verwertbaren Antworten.

•	 Die teilnehmenden Unternehmen 
stellen durchschnittlich 138,69  Geld-
spielgeräte auf. Der durchschnittli-
che Umsatz in Euro pro Geldspielge-
rät und Tag beträgt rein rechnerisch 
54,45  Euro. Von 382 verwertbaren 
Antworten bei dieser Kennzahl lie-
gen 140 innerhalb eines Intervalls 
von plus/minus 20  Prozent um 
den Durchschnitt. Dies entspricht 
36,65  Prozent der für diese Kenn-
zahl verwertbaren Antworten.

•	 Durchschnittlich stellen die teilneh-
menden Unternehmen darüber hin-
aus 26,51  Unterhaltungsautomaten 
auf. Der durchschnittliche Umsatz 
in Euro pro Unterhaltungsautomat 
und Tag beträgt rein rechnerisch 
5,18  Euro. Von 278 verwertbaren 
Antworten bei dieser Kennzahl lie-
gen 37 innerhalb eines Intervalls 
von plus/minus 20  Prozent um 
den Durchschnitt. Dies entspricht 
13,31  Prozent der für diese Kennzahl 
verwertbaren Antworten.

•	 Die durchschnittliche Anzahl der 
Spielstätten (= Standorte), die die 
teilnehmenden Unternehmen betrei-
ben, beträgt 8,09. Weiterhin haben 
die teilnehmenden Unternehmen 
durchschnittlich 12,28  Konzessio-
nen. Die Anzahl der Geldspielge-
räte pro Konzession beträgt 11,3. 
Von 367 verwertbaren Antworten 
bei dieser Kennzahl liegen 251 inner-
halb eines Intervalls von plus/minus 
20  Prozent um den Durchschnitt. 
Dies entspricht 66,75  Prozent der 
für diese Kennzahl verwertbaren 
Antworten. Darüber hinaus beträgt 
die Anzahl der Konzessionen pro 
Standort insgesamt durchschnittlich 
1,52. Von 379 verwertbaren Antwor-
ten bei dieser Kennzahl liegen 93 
innerhalb eines Intervalls von plus/
minus 20  Prozent um den Durch-
schnitt. Dies entspricht 24,54  Pro-
zent der für diese Kennzahl verwert-
baren Antworten.
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Von den teilnehmenden Unterneh-
men erstellen 368 Unternehmen 
eine Gewinn- und Verlustrechnung 
nach Handelsgesetzbuch, während 
21 Unternehmen eine Einnahmen-
überschussrechnung aufstellen. Eine 
Gewinn- und Verlustrechnung nach 
International Financial Reporting  
Standards wird von keinem der teil-
nehmenden Unternehmen erstellt.

Die teilnehmenden Unternehmen  
haben zum Stichtag einen durch-
schnittlichen Buchwert des Eigenka-
pitals beziehungsweise bei Personen-
gesellschaften ein durchschnittliches 
Kapitalkonto  I und – soweit Eigen-
kapitalcharakter – ein durchschnitt-
liches Kapitalkonto II in Höhe von 
504.678,53  Euro.  

Die durchschnittliche Bilanz-
summe zum Stichtag beträgt 
1.738.668,54  Euro, der durchschnitt-
liche Buchwert des für den Spielstät-
tenbetrieb selbst genutzten Immo- 
bilienvermögens 129.442,96  Euro.
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In diesem Abschnitt werden die Ergeb-
nisse der Befragung hinsichtlich der 
Bilanz- und Ergebnisgrößen vorge-
stellt. Zielsetzung der Umfrage war 
insbesondere die Ableitung eines 
durchschnittlichen maximalen Vergnü-
gungsteuersatzes, der auf Basis der 
ermittelten Daten dazu führen würde, 
dass das Einkommen vor Vergnü-
gung- und Ertragsteuern vollständig 
als Steuerzahlung abgeführt werden 
müsste. Mit anderen Worten, gesucht 
wurde der Vergnügungsteuersatz, der 
zu einem durchschnittlichen Ergebnis 
nach Steuern von Null führen würde. 

Im Einkommen vor Vergnügungsteuer 
und Ertragsteuern ist ein Unterneh-
merlohn und auf Basis der beschrie-
benen Annahmen eine angemessene 
Verzinsung auf das eingesetzte Kapi-
tal bereits abgezogen. Würde von den 
Kommunen ein höherer Steuersatz 
festgesetzt, würde das auf Basis der 
ermittelten Daten bedeuten, dass die 
Unternehmer im Durchschnitt keinen 
angemessenen Unternehmerlohn und/
oder keine angemessene Verzinsung 
auf das eingesetzte Eigenkapital erzie-
len würden. Das kann wiederum dazu 
führen, dass die Steuerlast insgesamt 
erdrosselnde Wirkung hat.

Für die Ermittlung des rein rechneri-
schen, durchschnittlichen maxima-
len Steuersatzes haben wir zwischen 
dem Einkommen vor Vergnügung- 
und Ertragsteuern sowie vor typi-
sierten Fremdkapitalkosten und dem 
Einkommen vor Vergnügung- und 
Ertragsteuern jedoch nach typisier-
ten Kapitalkosten unterschieden, um 
zu berücksichtigen, dass der Unter-
nehmer zur Durchführung seiner 
unternehmerischen Tätigkeit zusätz-
lich zum bereitgestellten Eigenkapi-
tal auch Fremdkapital aufgenommen 
haben kann. Hierbei wurde auf typi-
sierte Kapitalkosten zurückgegriffen, 
die anhand einer Peer Group ermittelt 
wurden.

Die Basis zur Ermittlung des Steuer-
satzes bildet – getrennt dargestellt  – 
zum einen der Bruttoumsatz mit 
Geldspielgeräten, zum anderen der 
Nettoumsatz mit Geldspielgeräten.

4	 Ergebnisse der Umfrage
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Auf Basis der uns durch die Steuerbe-
rater beziehungsweise Wirtschafts-
prüfer der teilnehmenden Automaten- 
aufstellunternehmen zur Verfügung 
gestellten Daten, die wir ohne wei-
tere, detaillierte Plausibilitätsprüfung 
übernommen haben, kommen wir zu 
dem rechnerischen Ergebnis, dass das 
durchschnittliche typisierte verfüg-
bare Einkommen vor Vergnügung- und 
Ertragsteuern sowie vor typisierten 
Fremd- wie auch Eigenkapitalkosten 
rein rechnerisch 438.668,76  Euro37 
beträgt. Der Nettoumsatz mit Geldge-
winnspielgeräten beträgt durchschnitt-
lich 2.756.574,00  Euro. Aus diesem 
Nettoumsatz ergibt sich ein rechne-
risch ermittelter, durchschnittlicher 
Bruttoumsatz mit Geldgewinnspielge-
räten von 3.280.323,06 Euro.

Berücksichtigt man zudem die durch-
schnittlichen typisierten Kapital-
kosten bestehend aus Eigen- und 
Fremdkapitalkosten in Höhe von 
149.202,62  Euro38, was zu einem typi-
sierten verfügbaren Einkommen vor 
Vergnügung- und Ertragsteuern inklu-
sive typisierten Kapitalkosten in Höhe 
von 289.466,14 Euro führt, ergeben 
sich rein rechnerisch folgende maxi-
male durchschnittliche Steuersätze:

•	 bezogen auf den Bruttoumsatz  
mit Geldgewinnspielgeräten: 
8,82  Prozent

•	 bezogen auf den Nettoumsatz  
mit Geldgewinnspielgeräten: 
10,50  Prozent

Bei Erhalt eines angemessenen Unter-
nehmerlohns und einer angemesse-
nen Verzinsung auf das eingesetzte 
Kapital kann ein durchschnittliches 
Automatenaufstellunternehmen, das 
an der Umfrage teilgenommen hat, 
somit eine Vergnügungsteuerbelas-
tung von 8,82  Prozent auf den Brutto-
umsatz (oder 10,5  Prozent auf den 
Nettoumsatz) der von ihm aufgestell-
ten Geldgewinnspielgeräte tragen, 
ohne dass die über die normale Ertrag-
steuerbelastung hinausgehende Steu-
erbelastung durch die Vergnügung-
steuer für das Unternehmen zur Folge 
hat, dass die Erzielung eines positiven 
Ergebnisses nicht mehr möglich ist.

37	Die durch die Automatenunternehmer selbst errechneten Eigen- 
	 kapitalkosten in Höhe von 10,25  Prozent des tatsächlich vorhan- 
	 denen Eigenkapitals wurden hierbei neben den Fremdkapital- 
	 kosten ebenfalls nicht berücksichtigt, da im Rahmen der Um- 
	 frage zur besseren Vergleichbarkeit von einer typisierten Kapital- 
	 struktur ausgegangen werden sollte. Es erfolgte daher eine  
	 Berücksichtigung von Kapitalkosten anhand der ermittelten  
	 durchschnittlichen Kapitalstruktur und der ermittelten Eigen- 
	 kapitalverzinsung von 10,25  Prozent sowie einer Fremdkapital- 
	 verzinsung von 6,95  Prozent (siehe folgender Absatz). 
38	Ermittelt anhand der typisierten Kapitalstruktur auf Basis der  
	 Peer Group unter Berücksichtigung einer erwarteten Eigenkapi- 
	 talverzinsung von 10,25  Prozent sowie einer Fremdkapitalverzin- 
	 sung von 6,95  Prozent (nähere Erläuterungen siehe auch unter  
	 3.2  Gestaltung des Fragebogens).
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Kontakt

AWI Automaten-Wirtschaftsverbände-Info GmbH 
Dircksenstraße 49 
10178 Berlin 
www.awi-info.de

Verbände

Bundesverband Automatenunternehmer e. V. (BA) 
Am Weidendamm 1 A 
10117 Berlin 
www.baberlin.de

Deutscher Automaten-Großhandels-Verband e. V. (DAGV) 
Höller Weg 2 
56332 Oberfell 
www.dagv.de

FORUM für Automatenunternehmer in Europa e. V.  
Dircksenstraße 49 
10178 Berlin 
www.forum-europa.de 

Verband der Deutschen Automatenindustrie e. V. (VDAI) 
Dircksenstraße 49 
10178 Berlin 
www.vdai.de
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Fachbereich Soziales und Gesundheit    9. Februar 2012 
Beschäftigungsbetrieb      Sachb.: Frau Becker 
50.2         Tel.: 470 5160 
 

 
 
 
 
FB 10 
 
Über Dez V 
 
 
 
Finanzwirksamer Antrag zum Haushalt 2012 der Fraktion Die Linke zur Beschäftigung 
im Rahmen von § 16 e SGB II ab 1. April 2012 
Stellungnahme zu den finanziellen Auswirkungen 2012  
 
 
 
 
Grundsätzlich ist zunächst festzuhalten, dass entgegen der früheren Förderung aus dem 
Jahre 2009 nunmehr die Arbeitsplätze gezielt auf die spezifischen Einschränkungen der 
Leistungsfähigkeit der betroffenen Leistungsberechtigten zugeschnitten werden müssen. 
Außerdem wurde die Ausrichtung dieser Maßnahmen bei der vorläufigen Maßnahmeplanung 
für das Jahr 2012 aufgrund der eingeschränkten Mittelsituation des Eingliederungstitels noch 
stärker an die erzielbaren Integrationserfolge geknüpft, so dass lt. Auskunft des Jobcenters 
geplant ist, dieses Instrument vorwiegend in der Privatwirtschaft einzusetzen, da dort eher 
Anschlussbeschäftigungen möglich erscheinen, die im öff. Dienst fehlen. Auch aufgrund 
dessen erscheint es sehr schwierig, überhaupt Bewilligungen für die Stadt Braunschweig  
und die VHS erreichen zu können. Bereits die Besetzung der Plätze für Bürgerarbeit 
gestaltet sich problematisch, da oftmals die Anforderungen des Arbeitsplatzes nicht mit den 
gemeldeten Bewerbern aus den Zielgruppen übereinstimmen. Das Projekt „Schubica“ wird 
ab dem 1. Juli 2012 in der jetzigen Form nicht mehr vom Jobcenter gefördert, so dass es 
auch aus diesem Grund voraussichtlich keine Möglichkeiten der Beschäftigung im Rahmen 
von § 16 e SGB II neu in der VHS gibt. Wie sich die Situation bei freien Trägern gestaltet, 
kann derzeit nicht abschließend beantwortet werden.  
 
Sollten all diese Schwierigkeiten dennoch bewältigt und adäquate 
Beschäftigungsmöglichkeiten gefunden werden, ergeben sich die in der Anlage dargestellten 
finanziellen Auswirkungen für eine Beschäftigung von je 20 Alg II-Empfängern bei der Stadt 
Braunschweig, bei freien Trägern und Schubica. Daraus ist ersichtlich, dass sich je nach 
Förderkonstellation sehr unterschiedliche finanzielle Belastungen ergeben können. 
 

1. Auswirkungen für 2012: 
Prämisse: Einstellung in Vollzeit ab 1.4.2012, (in Klammern die Auswirkungen für 
eine Beschäftigung mit 30 Std./Woche) EGr. 1 TvöD, Freie Träger u. Schubica 1300€ 
brutto/Monat, Förderung des Jobcenters 50% (möglich 50 – 75% je nach Person) 
 
a) Stadt erstattet den freien Trägern und Schubica den gesamten Eigenanteil wie 

2009 
Belastung der Stadt: 431.800 €. (332.160 €) 

b) Stadt erstattet nur der städt. Tochtergesellschaft den Eigenanteil 
Belastung der Stadt: 293.200 €. (225.500 €) 
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c) Stadt zahlt keine Zuschüsse 
Belastung der Stadt: 154.500 €. (118.900 €) 
 
 

2. Auswirkungen für die Folgejahre 
In den Folgejahren kommen je nach Konstellation jeweils ein Viertel der 
Gesamtkosten 2012 noch hinzu, so dass z. B. die Gesamtbelastung bei voller 
Übernahme der Eigenanteile schon rd. 575.000 € beträgt – ohne Tariferhöhung. 

 
Mögliche Einsparungen aus ersparten Kosten der Unterkunft wurden nicht berücksichtigt, da 
sie in der Regel nur bei Alleinstehenden zum Tragen kommen und eine pauschale 
Berücksichtigung problematisch ist.  
 
Abschließend möchte ich auf die zusätzliche Arbeitsbelastung im  FB 10 und 50.2 hinweisen, 
da die Beantragung, Auswahl, Einstellung und Fördermittelzuweisung und deren 
anschließende Prüfung und Gesamtabrechnung sowohl mit dem Jobcenter als auch den 
anderen Trägern zu einem nicht unerheblichen zusätzlichen Arbeitsaufwand führt.  
 
Ich bitte um Mitzeichnung der Stellungnahme. Die angesprochene Vorlage dazu kann m. E. 
erst erstellt werden, wenn die Förderbedingungen für § 16e SGB II fest stehen und die 
Maßnahmeplanung für das Jobcenter von der Trägerversammlung endgültig verabschiedet 
wurde.    
 
Im Auftrage 
 
gez. 
 
Becker 
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Beantwortung von Fragen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zum Haushalt 2012 
Produkt: verschiedene 
 
 
 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat um Erläuterung gebeten, woraus sich Ansatzver-
änderungen gegenüber 2011 bei folgenden Produkten ergeben haben: 
 

Produkt Bezeichnung

- Euro - - Euro -

Erträge Aufwend. Saldo Erträge Aufwend. Saldo

1. 1.42.4241.02 Sportstätten-

verwaltung

11.000 1.913.725 -1.902.725 496 4.720.147 -4.719.651

2. 1.11.1160.12 Beteiligungs-

management

10.000 1.148.373 -1.138.373 10.000 3.648.783 -3.638.783

3. 1.55.5510.16 Winterdienst 147.000 714.917 -567.917 266.400 1.862.113 -1.595.713

4. 1.51.5114.02 Stadtforschung 0 104.673 -104.673 0 223.922 -223.922

5. 1.25.2811.04 Eigene kult. 

Veranst. 

sonst. Kulturpfl.

0 395.773 -395.773 75.000 699.029 -624.029

Ansatz 2011 Ansatz 2012

 
 
Antwort der Verwaltung: 
 
 
Zu 1. Die Budgetabweichung zwischen den Haushaltsjahren 2011 und 2012 begründet sich 

im Wesentlichen durch die Veranschlagung von Teilen der geplanten Sportplatzsanie-
rungsmaßnahmen mit einem Volumen von über 2,4 Mio. € im Aufwand bzw. Ergebnis-
haushalt. Bei diesen Sanierungsmaßnahmen handelt es sich um Instandhaltungspro-
jekte. Da sich alle Instandhaltungsmaßnahmen direkt auf den jeweiligen Produkten 
widerspiegeln, kommt es im Jahr 2012 zu einer Budgeterhöhung. Zudem ergeben sich 
Budgeterhöhungen durch die Verlagerung von Budgetansätzen resultierend aus der 
Verlagerung von Aufgaben vom FB 40 auf den FB 67. 
 

Zu 2. Bei dem Mehrbetrag von 2,5 Mio. € handelt es sich um Mittel für die Sanierung von 
Schulen im Rahmen des PPP-Projektes Schulen. Diese wurden bei den Aufwendun-
gen für Sach- und Dienstleistungen (Mieten und Pachten) veranschlagt. Sie erschei-
nen bei dem Produkt 1.11.1160.12 Beteiligungsmanagement, weil die Abwicklung des 
PPP-Projektes Schulen über die zu diesem Produkt gehörende Leistung 
1.11.1160.12.03 - Sonderanalysen/Projekte - erfolgte. Im Rahmen der zwingenden 
Ansatzveränderungen schlägt die Verwaltung eine Verschiebung zum Produkt 
1.11.1165.21 - Verwalt. städt. u. angemiet. Grundst. - vor. 
 
Eine Erläuterung dieser zusätzlichen Aufwendungen ist im Vorbericht des Haushalts-
entwurfes 2012 unter Ziffer 3.2.8.1, letzter Absatz, enthalten. Im Übrigen wird hinsicht-
lich der Umsetzung des PPP-Projektes auf Ziffer 11.2 der Begründung der Haushalts-
vorlage hingewiesen. 
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Stadt Braunschweig  TOP 

   

Der Oberbürgermeister Drucksache Datum 
FB Soziales und Gesundheit 12199/12 31.01.2012 
   

 Beteiligte FB /Referate /Abteilungen 

Mitteilung 
 

  

Beratungsfolge Sitzung 
 Tag Ö N 

Mitteilungen außerhalb von Sitzungen  X   
    

 
Verteiler: Sozialausschuss 
 
 
Überschrift, Sachverhalt 

Anfragen/Anregungen im Sozialausschuss vom 19. Januar 2012 zum Haushalt 2012 
 
 

 

 
1.Anfrage zu: 

Finanzunwirksamer Antrag Seite 112 Neu 
Finanzwirksame Anträge Seite 22 und 23 
Einführung des Neuen Braunschweig-Passes 
 
Die Verwaltung wird gebeten, möglichst bis zur Sitzung des Finanz- und Personalausschus-
ses, die Aufwendungen für die Einführung eines neuen Braunschweig-Passes auch unter Be-
rücksichtigung der Aspekte der Anträge Seite 22 und 23 darzustellen. 
 
Antwort der Verwaltung: 

 
Allgemeines 
 
Derzeit bietet die Braunschweiger Verkehrs-AG das sog. „BS-Mobil-Ticket-Plus“ an, mit dem 
Empfänger von Sozialleistungen nach dem SGB II, SGB XII, dem WoGG und dem AsylbLG 
gegen Vorlage des Sozialleistungsbescheides bei der Braunschweiger-Verkehrs-AG verbil-
ligt eine zeitlich beschränkt gültige Monatskarte erwerben können. Die Stadtbad Braun-
schweig Sport- und Freizeit GmbH bietet in den Schwimmbädern für Inhaber des „BS-Mobil-
Ticket-Plus“ ermäßigte Eintrittsentgelte. 
 
Vorläufer des „BS-Mobil-Ticket-Plus“ waren der sog. „BS-Pass“ und die „Badekarte“ mit ei-
nem ähnlichen Leistungsspektrum, die jedoch ausschließlich für Empfänger von Sozialhilfe 
nach dem alten Bundessozialhilfegesetz unter erheblichem Antrags- und Personalaufwand 
vom jeweiligen Sachbearbeiter in der Leistungsabteilung des Fachbereichs Soziales und 
Gesundheit zu erwerben waren. Die Kosten wurden direkt von den laufenden Sozialhilfeleis-
tungen einbehalten. 
 
In der Sitzung des Sozialausschusses vom 19. Januar 2012 wurde die Verwaltung gebeten 
zur nächsten Sitzung des FPA auf Grundlage des Antrages der SPD zum Haushalt 2012 ein 
Konzept für die künftige Ausgestaltung eines „neuen BS-Passes“ vorzulegen. 
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Dem kommen wir mit den folgenden Ausführungen nach: 
 
Konzept 

 
 
Ziel eines Konzeptes für einen neuen BS-Pass könnte ein möglichst niedrigschwelliger Zugang 
aller leistungsberechtigten Personen zu den Angeboten und Vorteilen dieses Produktes sein. 
 
Derzeit kämen folgende Personen als Zielgruppe für den BS-Pass in Frage: 
 

  Anzahl 

    

Gesamt ca. 31.900 Personen 

 davon:   

SGB II ca. 22.000 Personen 

    

SGB XII ca. 3.900 Personen 

    

Wohngeld ca. 5.400 Personen 

    

Kinderzuschlag ca. 600 Personen 

    

 
 
Aufgrund der unterschiedlichen Programme zur Leistungsgewährung wäre eine automatisierte 
Ausstellung des BS-Passes nicht umsetzbar. Der BS-Pass müsste händisch vom jeweiligen 
Leistungssachbearbeiter/-sachbearbeiterin erstellt werden. 
 
Aufgrund der Rechtsänderungen im Rahmen der Umsetzung der Hartz IV-Gesetzgebung wäre 
der Arbeitsaufwand für einen BS-Pass in der früheren Form heute nicht mehr leistbar. 
 
Der neue BS-Pass selbst müsste mindestens folgende Daten enthalten: 
 

 Name, Vorname, Geburtsdatum 

 Dienststelle 

 Gültigkeitsdauer 

 Unterschrift/Dienstsiegel bzw. Stempel 
 
Das Dokument wäre nur gültig in Verbindung mit einem Lichtbildausweis. Ein Missbrauch des 
Dokuments würde dadurch erheblich erschwert.  
 
Mit der Ausstellung des BS-Passes würde für potentielle Leistungsanbieter ein einheitlicher 
Nachweis geschaffen, der Grundlage für Ermäßigungen sein könnte. Durch die Erweiterung des 
Berechtigtenkreises und die Vereinheitlichung des Nachweises würde einer möglichen Stigma-
tisierung der Nutzer entgegen gewirkt, die durch die Vorlage von vielseitigen Sozialleistungsbe-
scheiden beim Erwerb von Eintrittskarten o. ä. bisher bestand. 
 
Diese Lösung böte für alle Beteiligten ganz erhebliche Vorteile: 
 

 Der Verwaltungsaufwand würde auf ein Mindestmaß beschränkt, da sich die Aufgabe 
der Verwaltung auf die Ausstellung des BS-Passes beschränkt 
 

 Für die Braunschweiger Verkehrs-AG und andere Anbieter würde mit dem Dokument ein 
einheitlicher Nachweis für die Inanspruchnahme der Vergünstigungen geschaffen, dies 
würde auch den dortigen Verwaltungsaufwand verringern 
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 Der Berechtigte erhielte den Pass ohne eine gesonderte Antragstellung (niedrigschwelli-
ger Zugang) und entschiede selbst, ob und wo er von den Vorteilen profitieren möchte  
 

 Potentielle Leistungsanbieter entschieden selbst über die Ermäßigungshöhe und die 
Bedingungen, gleichzeitig würde die Darstellung der Ermäßigungsberechtigten erleich-
tert („BS-Pass-Inhaber“ statt „Sozialhilfeempfänger, Wohngeldempfänger, Hartz IV-
Empfänger,…“) 
 

 Die geforderte Eigenbeteiligung des Anspruchsberechtigten würde direkt beim Anbieter 
geleistet, beispielsweise beim weiterhin möglichen Erwerb des „BS-Mobilticket-Plus“ 
oder einer (ermäßigten) Eintrittskarte 
 

 Potentielle Anbieter könnten jederzeit bei der Gewährung von Vorteilen für den BS-Pass 
einsteigen oder aussteigen 
 

 Das bewährte und bei den Kunden bekannte und begehrte „BS-Mobilticket-Plus“ bliebe 
erhalten 
 

 Die bisher notwendige Vorlage und Mitführung vielseitiger Sozialleistungsbescheide im 
Original entfiele für die Berechtigten 
 

In der vorgeschlagenen Form wäre aus Sicht der Verwaltung bei einer entsprechenden Unter-
stützung und Bekanntmachung des BS-Passes durch Presse- und Informationsarbeit mögli-
cherweise auch mit einer schnellen Ausweitung von Ermäßigungsangeboten zu rechnen. Ins-
gesamt gibt es ohne den Personenkreis der Geringverdiener derzeit etwa 31.900 potentielle 
Sozialleistungsberechtigte in Braunschweig, die einen BS-Pass erhalten könnten. 
 
Diese Personen stellen einen großen potentiellen Kundenkreis dar, der mit entsprechenden 
Angeboten angesprochen werden kann. Vorstellbar wäre die Gewährung von vergünstigten 
Eintrittspreisen zu wenig frequentierten Zeiten durch Dienstleistungsanbieter (z. B. Kino, Fit-
nesscenter etc.), was wirtschaftliche Vorteile für alle Beteiligten bedeuten könnte. 
 
Dieses Engagement von Leistungsanbietern könnte durch Veröffentlichung der Angebote in 
Flyern oder dem Internetauftritt der Stadt Braunschweig unterstützt werden. 
 
Damit würde der neue BS-Pass auch eine erhebliche Erweiterung des bisherigen „BS-
Mobilticket-Plus“ darstellen, da Berechtigte voraussichtlich eine Vielzahl von Vergünstigungen –
unabhängig vom Erwerb einer Monatsfahrkarte - in Anspruch nehmen könnten. Die entspre-
chenden Vergünstigungen für Einrichtungen der Stadt Braunschweig, wie u. a. Museen, Biblio-
thek, Musikschule etc., wären ebenfalls dabei berücksichtigt. 
 
 
Aufwand/Kosten/Personal: 
 
Die vorgeschlagene Lösung würde für die Leistungsträger einen Mehraufwand bedeuten - ins-
besondere die Einführung zu einem bestimmten Stichtag:  
 

1. Telefonische Beratung 
2. Terminvergaben/-wahrnehmung 
3. Ausstellung des BS-Pass 
4. ggf. Einziehung des BS-Pass 
5. Neuausstellung bei Verlust des BS-Pass 
6. Statistischer und administrativer Aufwand 
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Bei der Berechnung des Personalaufwandes ist davon auszugehen, dass die reine Bearbei-
tungszeit (Ziffer 1 – 5) pro Ausstellung eines BS-Passes 5 Minuten erforderte, damit stellt sich 
hierfür der personalwirtschaftliche Aufwand wie folgt dar: 
 

Laufender Bedarf 

     

  
  

Personen 

ca. Angabe 

Regel- 
bewilligungs- 

zeitraum 
Ausstellung 
Pass/Jahr 

Aufwand pro Fall 
5 Minuten 

SGB II 22000 6 Monate 2 220000 

SGB XII 3900 12 Monate 1 19500 

Wohngeld 5400 12 Monate 1 27000 

Kinderzuschlag 600 6 Monate 2 6000 

Laufend Gesamt    272500 

Gesamtaufwand in 
Stunden  

 
 4542 

Personalbedarf*    3,19 
 
* Kapazität einer Vollzeitkraft abzgl. 10% Rüstzeit = 1423 Std/Jahr 
 
Daraus berechnet sich ein zusätzlicher Personalbedarf von 3,19 Stellen für die reine Ausstel-
lung des BS-Passes. 
 
Nicht einkalkuliert in die Zahl von 3,19 Stellen ist der Aufwand für den administrativen Bereich 
sowie die in der Praxis häufigen Abweichungen von den o. g. Regelbewilligungszeiträumen. 
Sollte eine Umsetzung dieses Vorschlages durch das Jobcenter nicht möglich sein, erhöht sich 
der Aufwand. 
 
Darüber hinaus wäre ein vorübergehender zusätzlicher Personalbedarf für die erstmalige Aus-
stellung des BS-Passes im Rahmen der Einführung notwendig. Denkbar wäre hierfür eine Son-
deraktion im Gebäude des Wahlamtes unter Beteiligung von zusätzlichem Personal (Anwärter, 
Schreibkräfte, etc.) oder auch durch die Außenstellen der Stadt Braunschweig (10.3) bzw. der 
Abteilung Bürgerservice (32.4).  
 
Nicht berücksichtigt in dem o. g. Personalbedarf ist außerdem die Einbeziehung des Personen-
kreises der sogenannten Geringverdiener (10% über den Bedarfssätzen des SGB II und SGB 
XII). Die Bearbeitung eines entsprechenden Antrages würde einen erheblichen Mehraufwand 
bedeuten, da quasi eine Bedarfsprüfung nach den Grundsätzen des SGB II bzw. SGB XII erfol-
gen müsste, die der Bearbeitung eines entsprechenden Neuantrages gleich kommt. Als durch-
schnittliche Bearbeitungszeit für einen Neuantrag für SGB XII-Leistungen werden derzeit 167 
Minuten/Fall zugrunde gelegt.  
 
Die Größe des betroffenen Personenkreises ist nicht bekannt. Es ist aber davon auszugehen, 
dass ein großer Teil dieses Personenkreises ohnehin als Empfänger von Wohngeld- bzw. Kin-
derzuschlagsleistungen Berücksichtigung findet. Darüber hinaus ist zu bedenken, dass es auf-
grund der zu ermittelnden Anspruchsvoraussetzungen im Falle von Ablehnungen zu zahlrei-
chen Widerspruchs- bzw. Klageverfahren kommen könnte. 
 
Die Sachkosten orientieren sich an der Gestaltung des BS-Passes bei einem Bedarf von ca. 
55.000 Pässen jährlich. Darin enthalten sind: 
 

 BS-Pass Vordrucke 

 erhöhte Portokosten (gesonderter Versand für SGB II-Leistungsempfänger) 

 ggf. Plastikhüllen 
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Aufgrund einer groben Schätzung kann derzeit von 15.000 – 20.000 Euro jährlich ausgegangen 
werden. 
 
Alternativ wäre es vorstellbar, den BS-Pass als Plastikkarte auszugeben. Hierbei ist zunächst 
von höheren Investitionskosten (Anschaffung von speziellen Kartendruckern und Software) 
auszugehen. Eine Ausschreibung wäre notwendig. Eine Ermittlung dieser Kosten ist in der Kür-
ze der Zeit nicht möglich gewesen. 
 
 
2. Anfrage zu: 

Antrag des StBezR 321  
Förderung der Altenpflege  
Einrichtung des Forums „Älter werden im Stadtbezirk Lehndorf-Watenbüttel“ 
 
Die Verwaltung wird gebeten, möglichst zur Sitzung des Finanz- und Personalausschusses die 
notwendigen Kosten zur Umsetzung des Projekts zu ermitteln. 
 
Antwort der Verwaltung: 
 
Im Rahmen der modellhaften Umsetzung von Maßnahmen der Altenhilfeplanung wurde im 
Stadtbezirk 321 ein interdisziplinär zusammengesetzter Arbeitskreis gebildet. Neben Bürgerin-
nen und Bürgern des Stadtbezirkes, Vertretern und Vertreterinnen des damaligen Bezirksrates 
und ehrenamtlich Tätigen waren auch Vertreter von Institutionen und Dienstleistern eingebun-
den. Dieses Gremium hatte Interesse bekundet, nach Abschluss der Modellphase u.a. an der 
konkreten Umsetzung von Maßnahmen weiterzuarbeiten und die Arbeit auch im Sinne eines 
Forums „Älter werden im Stadtbezirk Lehndorf-Watenbüttel“ fortzuführen. Bei Bedarf soll jeweils 
die Fachverwaltung einbezogen werden. 
 
Hierfür waren in der Vergangenheit keine großen gesonderten Kosten entstanden. Es wird un-
terstellt, dass sich dies zukünftig auch nicht ändern wird und Kosten maximal für Raummiete, 
Fahrscheine oder Referentenhonorar entstehen werden, sofern diesem Vorgehen zugestimmt 
wird. Der Kostenrahmen ist in der Kürze der Zeit nicht vorab zu ermitteln und außerdem von der 
jeweiligen inhaltlichen Arbeit abhängig. Ein Gespräch mit dem Bezirksbürgermeister soll in die-
ser Richtung erfolgen. 
 
Die Umsetzung von Maßnahmen ist dann ohnehin gesondert zu betrachten. 
 
 
3. Anfrage zu: 
 
Veränderungen von Maßnahmen zum Wesentlichen Produkt 1.31.3113 Eingliederungshil-
fe für behinderte Menschen (Anlage 3 der Vorlage im Sozialausschuss) 
Beim Vergleich der Finanzbedarf-Beträge der neu definierten Maßnahme und der zu streichen-
den Maßnahmen wurde nahezu eine Verdoppelung festgestellt. 
 
Die Verwaltung wird gebeten, bis zur Sitzung des Finanz- und Personalausschusses zu erläu-
tern, was der Grund für die Änderungen ist. 
 
Antwort der Verwaltung: 
 
Grundsätzlich ist anzumerken, dass die drei Maßnahmen hinsichtlich des Finanzbedarfs in kei-
nem direkten Zusammenhang stehen. Bei den beiden zur Streichung vorgesehenen Maßnah-
men handelte es sich um Einzelmaßnahmen der Stelle Eingliederungshilfe. Hier stand die punk-
tuelle Ausweitung im Vordergrund. Mit der neuen Maßnahme spiegelt sich hingegen die Ge-
samtausrichtung der Stelle Eingliederungshilfe wider. Es geht hier um einen Umstellungspro-
zess, der durch die Führungspersonen der Stelle Eingliederungshilfe abgewickelt wird. 
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Ein Vergleich der Finanzbedarfe ist insofern nicht möglich. 
 
Als Finanzbedarf für die neue Maßnahme „Umstellung auf Gewährung von passgenauen und 
zielgerichteten Hilfen im Einzelfall, u. a. durch Anwendung des Hilfeplanverfahrens“ wurden 
daher die Personalkosten für den zuständigen Stellenleiter für die Eingliederungshilfe und sei-
ner Vertreters (A12/A10) für den Maßnahmenzeitraum 2012 bis 2015 hochgerechnet. Im Er-
gebnis ergibt sich hier ein Finanzbedarf in Höhe von 609.000 €. 
 
Der Finanzbedarf zu den beiden Maßnahmen, die ab dem Haushaltsjahr 2012 gestrichen wer-
den sollen („Ausweitung ambulanter Betreuungsangebote in der Eingliederungshilfe – Fort-
schreibung“ und „Ausweitung des Hilfeplanverfahrens in der ambulanten und stationären Ein-
gliederungshilfe zur Stärkung der Verantwortung und Selbständigkeit von Menschen mit Behin-
derungen“), errechnete sich aus Prozentanteilen der Personalkosten der Mitarbeiter der Stelle 
Eingliederungshilfe und der Abteilungsleitung. Die Prozentualen Anteile beliefen sich auf 1 % 
bis 16 %. Hochgerechnet auf den jeweiligen Maßnahmenzeitraum ergab sich bei den beiden 
Maßnahmen ein Finanzbedarf in Höhe von 96.700 € und 190.900 €. 
 
Die grundsätzlichen Ziele der Eingliederungshilfe sind sukzessive durch die  Ausweitung des  
Teilhabeverfahrens in Braunschweig auf mehrere Leistungsarten komplexer geworden und  
erfordern zur Erreichung des Globalzieles von der einrichtungsorientierten Hilfe hin zur per- 
sonenzentrierten Hilfe, eine umfangreiche Führung und Leitung. Dies ist Ausfluss der umfang-
reichen gesetzlichen Änderungen und Neuerungen für Menschen mit Behinderung (UN-
Behindertenrechtskonvention und SGB; insbesondere SGB IX und XII).  
  
Der Grund für die Notwendigkeit der neu definierten Maßnahme ergibt sich aus den umfangrei-
chen gesetzlichen Änderungen und  Neuerungen in den letzten Jahren im SGB XII. Dadurch  ist 
in der laufenden Sachbearbeitung für Menschen mit Behinderungen die frühere Ausrichtung der 
Hilfen auf Versorgung der Betroffenen durch die Zielsetzung nach größtmöglicher Selbstbe-
stimmung und Eigenverantwortlichkeit abgelöst worden. Im Mittelpunkt aller Anstrengungen 
stehen die Teilhabe behinderter Menschen am gesellschaftlichen Leben und die Beseitigung 
der Hindernisse, die ihrer Chancengleichheit entgegenstehen. Dieses Denken spiegelt sich 
auch in wichtigen Gesetzen der letzten Jahre für behinderte Menschen wider und erfordert, un-
ter besonderer Berücksichtigung des Sozialgesetzbuches Neuntes Buch -SGB IX-, eine neue 
und vergleichsweise intensivere Form der Fallbearbeitung. 
 
Aufgrund der vorgenannten Veränderungen und Neuorientierungen im Bereich der Eingliede-
rungshilfe sind die beiden bisher definierten Maßnahmen nicht mehr zielführend und daher aus 
dem Entwurf des Haushaltsplans 2012 zu streichen. 
 
Die beim wesentlichen Produkt 1.31.3113 – Eingliederungshilfe für behinderte Menschen  
(6. Kapitel SGB XII) insgesamt dargestellten Erträge und Aufwendungen ändern sich durch die 
Definition der neuen Maßnahme nicht.  
 
I. V. 

 

gez. 
 
 
Markurth 
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Anfrage aus dem Bauausschuss 
 
 
 
 
 
 
Betreff: 
 
 
Der Bauausschuss hat gefordert, dass zu allen Anträgen, die der Ausschuss hat 
passieren lassen, spätestens zur weiteren Beratung des Haushalts im Finanz- und 
Personalausschuss ergänzende Stellungsnahmen seitens der Verwaltung zur 
Sinnhaftigkeit der Anträge vorgelegt werden. 
 
 
 
 
 
 
Auf die nachfolgenden Antworten der Fachbereiche Hochbau und Gebäudemanagement (FB 
65) vom 09. Feb. 2012 und Tiefbau und Verkehr (FB 66) vom 24. Jan. 2012 wird 
hingewiesen. 
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Stadt Braunschweig  TOP 

   

Der Oberbürgermeister Drucksache Datum 
10.3 Abt. Bezirksgeschäftsstellen 12245/12 20.02.2012 
   

 Beteiligte FB /Referate /Abteilungen 

Mitteilung 
 

  

Beratungsfolge Sitzung 
 Tag Ö N 

Verwaltungsausschuss 28.02.2012   X 
    

 
 
 
Überschrift, Sachverhalt 

Mittel der Stadtbezirksräte 
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zum Haushalt 2012 
 
 
 

 
Die den Stadtbezirksräten für die Erfüllung der Aufgaben nach §§ 93 NKomVG und § 16 der 
Hauptsatzung zugewiesenen Haushaltsmittel ergeben sich aus der als Anlage 1 der Mitteilung 
beigefügten Übersicht aus dem Vorbericht zum Haushaltsplan 2012. Für die 19 Stadtbezirke 
stehen insgesamt 305.400 € zur Verfügung. 
 
Diese Mittel sind aufgeteilt in Repräsentationsausgaben, Zuschüsse, Musikpflege, Ortsbüche-
reien, für Instandhaltungsmaßnahmen an bezirklichen Straßen, für Beschaffung von Einrich-
tungsgegenständen in bezirklichen Schulen, für Grünanlagenunterhaltung und Unterhaltung der 
Ortsteilfriedhöfe. 
 
Die unterschiedliche Höhe der Mittel pro Bezirk begründet sich z. B. durch die Größe nach Ein-
wohnerzahl bei Repräsentationsmitteln und Zuschüssen, nach Ausleihzahlen bei Ortsbücherei-
en, nach Straßenlängen und –zustand bei gemeindlichen Straßen und nach Schülerzahlen und 
Anzahl der bezirklichen Schulen. 
 
Für Repräsentationsmittel und Zuschussmittel (Spalte 1 und 2 der Übersicht) wurde im Jahr 
2008 eine Neuberechnung anhand der neuesten Einwohnerzahlen der Stadtbezirke durchge-
führt. Die in den übrigen Spalten enthaltenen Mittel wurden in den letzten Jahren nicht verän-
dert. 
 
I. A. 
 
gez. 
 
Blume  
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Anlage 1 
 

Haushaltsmittel für die Stadtbezirksräte       

           

Gemäß § 93 Abs. 2 NKomVG sind den Stadtbezirksräten für die Erledigung ihrer Aufgaben die erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen. Im 
Folgenden wird die Mittelaufteilung im Einzelnen dargestellt (geänderte Fassung gegenüber dem Entwurf). 

                     

 THH Polit. 
Gremien 

Polit. 
Gremien 

40 Polit. 
Gremien 

41 67 66 67 67  

Stadtbezirks
rat 

Repräsen-
tativer 

Aufwand 

Zuschüsse  Einrichtungs-
gegenstände  

(bez. 
Schulen) 

5S.40xxxx 

Konzerte 
u. Musik-

pflege  

Orts- 
büchereien 
5S.41xxxx 

Grünan-
lagen-

unterhal-
tung 

4S.670041 

Unterhaltung 
unbewegl. 
Vermögens 

(Gemeindestr.) 
4S.660015 

Hochbau- 
unterhal-

tung  
(Friedhöfe) 
4S.67xxxx 

Grünanlagen- 
unterhaltung 
(Friedhöfe) 
4S.67xxxx 

Summe 

112 1.000 2.600 1.000 400 4.900 800 18.300 2.000 600 31.600 

113 400 800 300 100 800 300 2.800 1.800 300 7.600 

114 400 1.100 300 100 1.900 200 8.100 2.800 500 15.400 

120 1.000 2.600 700   600 12.500   17.400 

131 600 1.600 700   800 9.000   12.700 

132 600 1.600 300   600 8.500   11.600 

211 500 1.200 300 200 1.500 300 8.700 5.000 500 18.200 

212 600 1.500 700 200  900 6.500   10.400 

213 600 1.600 1.400 400 1.600 400 15.100 1.400 200 22.700 

221 900 2.500 1.000   1.200 8.800   14.400 

222 400 800 300 200  200 4.000 1.000 200 7.100 

223 400 1.000 300 200 600 200 5.000 1.000 300 9.000 

224 400 800  200  200 3.100 2.300 400 7.400 

310 1.200 3.200 2.000   1.000 25.000   32.400 

321 800 2.200 1.300 200 5.700 700 25.400 2.000 200 38.500 

322 400 1.000 700 200  300 8.400 2.000 400 13.400 

323 400 1.000 300 200 3.000 200 7.100 2.000 500 14.700 

331 900 2.300 1.000   400 8.600   13.200 

332 400 1.000 300   200 5.800   7.700 

           
Summe: 11.900 30.400 12.900 2.600 20.000 9.500 190.700 23.300 4.100 305.400 

 
Die grau hinterlegten Stadtbezirksräte haben die Budgetbildung beantragt. Seite 95



 
Stadt Braunschweig  TOP 
   
Der Oberbürgermeister Drucksache Datum 
FB Bürgerservice, Öffentliche Sicherheit 12246/12 20.02.2012 
32.4   
 Beteiligte FB /Referate /Abteilungen 
Mitteilung 
 

  

Beratungsfolge Sitzung 
 Tag Ö N 
Verwaltungsausschuss 28.02.2012   X 
    
 
 
 
Überschrift, Sachverhalt 
 
Anfrage der Fraktion DIE LINKE vom 14.02.2012 „Aufgabe des bisherigen Fahrradla-
gers“ 
 

 
Die Fraktion DIE LINKE hat im Rahmen der Haushaltsberatungen im Finanz- und 
Personalausschuss am 14.02.2012 gefragt, warum das (bisherige) Fahrradlager aufgegeben 
wird.  
 
Die Frage wird wie folgt beantwortet: 
 
Das Fahrradlager des Fundbüros wird nicht aufgegeben. Den Ansatzveränderungen liegt fol-
gender Sachverhalt zugrunde: 
 
Das Fahrradlager des Fundbüros befand sich zuvor in der städtischen Immobilie Bültenweg 65. 
Die Halle konnte wegen Wassereinbrüchen durch ein schadhaftes Dach nicht mehr genutzt 
werden. Weiterer Sanierungsbedarf bestand im Bereich der sanitären Anlagen und der Tore. 
 
Eine Sanierung wäre wirtschaftlich nicht vertretbar gewesen, daher wurde das Fahrradlager in 
die Richard-Wagner-Str. 1 - 2 verlegt. Hierbei handelt es sich ebenfalls um eine städtische Im-
mobilie, die Halle war bisher ungenutzt. 
 
I. A. 
 
gez. 
 
Blume 
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Stadt Braunschweig  TOP 
   

Der Oberbürgermeister Drucksache Datum 
FB Hochbau und Gebäudemanagement 12254/12 22.02.2012 
65.15   

 Beteiligte FB /Referate /Abteilungen 
Mitteilung 
 

Fachbereich 20 

Beratungsfolge Sitzung 
 Tag Ö N 
Verwaltungsausschuss 28.02.2012   X 
    

 
 
 
Überschrift, Sachverhalt 

Antrag StBezR 213 – Südstadt-Rautheim-Mascherode zum Haushalt 2012 
Auftrag aus dem Finanz- und Personalausschuss vom 14. Februar 2012 
Behindertengerechter Zugang zum Bürgersaal und Jugendtreff Roxy 
 

 
Im Finanz- und Personalausschuss vom 14. Februar 2012 wurde die Verwaltung mit der Prü-
fung eines behindertengerechten Zugangs zum Bürgersaal und Jugendtreff im Roxy beauftragt.  
 
Dazu teilt die Verwaltung mit:  
 
Es wurden verschiedene Varianten zur Erstellung eines behindertengerechten Zugangs geprüft. 
Dabei hat es sich gezeigt, dass eine Rampe gegenüber einer Lösung mit einem Treppenlift teu-
rer und aus Sicht der Denkmalpflege mit dem Charakter des Gebäudes schlecht vereinbar ist.  
 
Die Kosten für einen Treppenlift an der Frontfassade des Gebäudes Welfenplatz 17 - zur Über-
brückung der 5 Treppenstufen zwischen dem Platzniveau und dem Erdgeschoss des Gebäudes 
- werden mit rd. 18.000 € geschätzt. Zusätzlich ist die Außentür der Altentagesstätte mit einer 
automatischen Türöffnung zu versehen, dafür sind rund 5.000 € einzurechnen.  
 
Die Gesamtkosten betragen somit rund 23.000 €. Diese Mittel stehen im Teilhaushalt des FB 20 
zur Verfügung. 
 
Aus dem Erdgeschoss ermöglicht ein vorhandener Personenaufzug die Fahrt zum Bürgersaal 
im 2. OG und zu den Toiletten im 1. OG.  
 
Das Kinder- und Jugendzentrum Roxy, ebenfalls im 2. OG gelegen, kann vom Erdgeschoss aus 
über Treppen erreicht werden.  
 
Für eine vollkommen rollstuhlgerechte Erreichbarkeit beider Einrichtungen wären der Anbau 
eines Aufzuges auf der südlichen Längsseite des Gebäudes sowie umfangreiche Umbauten im 
Inneren erforderlich. Eine derartige Lösung, für die grob geschätzt mit Kosten von mindestens 
250.000 – 350.000 € zu rechnen wäre, wird aus Kostengründen nicht verfolgt. 
 
I. V. 
 
gez. 
 
Sommer 
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